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Einleitung 
 
„Prüft alles und behaltet das Gute!“ (1.Thessalonicher 5,21) 
 
Die Jahreslosung aus dem Brief des Paulus an die Thessalonicher stellt uns vor manche Herausforde-
rung. Im Kontext des Briefes bezieht sich dieser Auftrag auf die prophetische Rede, die man nicht ver-
achten möge. Als Jahreslosung jedoch enthält der Satz keinen Bezug mehr darauf, sondern fordert wei-
tergehend dazu auf, tatsächlich „alles“ auf den Prüfstand zu stellen. Tatsächlich schadet es auch nicht, 
das kirchliche Leben und seine Praxis insgesamt zu betrachten und – neudeutsch ausgedrückt – zu eva-
luieren. Hierzu bietet der nachfolgende Bericht zahlreiche Anhaltspunkte aus der Tätigkeit des Landes-
kirchenamtes. 
Es ist eine Binsenweisheit, dass wir uns angesichts sinkender Kirchenmitgliederzahlen und zurückgehen-
der Ressourcen bei gleichzeitig gesteigerten Anforderungen von außen, etwa durch die staatlichen Ge-
setzgeber, perspektivisch nicht mehr alle Tätigkeiten und Dienstleistungen werden leisten können. In die-
ser Allgemeinheit können dem alle zustimmen, wenn jedoch konkret Verzicht geleistet werden muss, wird 
die Sache strittig. Der hierzu gern genutzte Begriff der „Exnovation“ als scheinbares Gegenteil der viel 
zitierten „Innovation“ kann die Komplexität der Gesamtlage nur unzureichend erfassen und löst das Prob-
lem nicht. Mit der Jahreslosung indes scheint die Sache einfach: Wir behalten einfach das Gute und 
trennen uns von dem – schlechten oder doch wenigstens nicht guten? – Rest; das kann dann weg. 
 
So einfach wird es aber nicht werden. Denn aller Voraussicht nach wird es zukünftig kaum möglich sein, 
alles zu behalten, was gut ist. Wir werden also nicht nur das Schlechte, Ungute oder nicht ganz Gute 
aufgeben müssen, sondern auch vieles, was lange Zeit gut gewesen ist und auch noch für lange Zeit gut 
gewesen wäre. Vermutlich wird es schon kaum ohne Differenzen möglich sein, unsere kirchliche Arbeit 
in diese Kategorien einzusortieren. Wir müssen auch Entscheidungen für die eine gute Arbeit und gegen 
eine andere gute Arbeit treffen. Es kann also sein, dass wir gut funktionierende und gut nachgefragte 
Arbeitsbereiche mit motivierten und qualifizierten Mitarbeitenden einstellen müssen. Das tut weh. 
 
Aber wir müssen um den Erhalt möglichst vieler solcher Arbeitsbereiche kämpfen und dürfen nicht auf-
geben. Und wenn die Jahreslosung gelautet hätte: „Prüft alles und behaltet das Beste!“ – dann passt es 
wieder. Das könnte man als geschicktes Marketing betrachten und als Versuch durchschauen, unser 
Glas als „halbvoll“ zu deuten. Tatsächlich kommt es der Intention von Paulus aber sehr nahe. Denn auch 
zu seiner Zeit und auch nach seiner Auffassung gab es zu wenige Gemeindeglieder und zu knappe Res-
sourcen. Zu allen Zeiten waren die Anforderungen an die kirchlichen Arbeitsfelder größer als ihre Mög-
lichkeiten, stets war die Lage nur ernst, aber nie hoffnungslos. Die kirchliche Entwicklung lehrt uns Demut, 
nicht weniger jedoch auch Gottvertrauen. Es bleibt eben schwierig – wie zu allen Zeiten! 
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1. Entwicklung des kirchlichen Lebens  
1.1. Mitgliederentwicklung 
Zum 01.01.2009, dem Geburtstag der EKM waren 881.763 Menschen Mitglied unserer Kirche. Zum 
01.01.2025 waren es 573.777 Gemeindeglieder. 307.986 Personen sind seit 2009, ausgetreten, verzogen 
oder verstorben. Dies sind knapp 35 %. Im Durchschnitt verlieren wir jedes Jahr knapp 19.000 Mitglieder.  
 
1.2. Gemeindekirchenratswahlen 2025 
Der Arbeitsschwerpunkt im Referat B2 lag im Berichtszeitraum in der Vorbereitung und Begleitung der 
Gemeindekirchenratswahlen. Erstmals wurde im Zusammenwirken mit der Druckerei das Angebot zum 
zentralen Druck von Stimmzetteln für die Briefwahlunterlagen und zum Direktversand der Wahlunterlagen 
an die Wahlberechtigten durch die Druckerei entwickelt. Dies war eine besondere Herausforderung und 
mit viel zusätzlicher Vorbereitung und intensiver Beratung der Kirchengemeinden verbunden. Das Ange-
bot wurde sehr gut angenommen. Dabei ist bei diesem ersten Mal nicht alles ideal abgelaufen und es 
waren einige Nachsteuerungen erforderlich. Insbesondere der Aufdruck einer individualisierten Nummer 
auf Stimmzettel und Wahlschein hat zu vielen Nachfragen zur Gültigkeit der Stimmzettel und zur Siche-
rung der geheimen Wahl geführt. Das Landeskirchenamt hat darauf kurzfristig mit einer Verwaltungsan-
ordnung reagiert. Mit dieser Maßnahme wurde das Wahlverfahren auch vom Datenschutzbeauftragten 
der EKD und vom EKD-Kirchenamt, wo entsprechende Nachfragen eingegangen waren, als sicher ein-
gestuft. Bei der nächsten Wahl wird das Verfahren verbessert und wird nicht aufgegeben werden. Alle 
Aufgaben waren mit den vorhandenen Mitarbeitenden zu bewältigen. Dies gelang in Zusammenarbeit mit 
dem Gemeindedienst, der Öffentlichkeitsarbeit und dem Meldewesen sowie der Einbeziehung externer 
Dienstleister. Den Mitwirkenden ist für ihren besonderen Einsatz zu danken. 
 
1.3. Entwicklungsperspektiven der Kirchenkreise 
Die 37 Kirchenkreise der EKM (36 in der Fläche sowie der reformierte Kirchenkreis) werden sich durch 
Vereinigungen von Kirchenkreisen bis Anfang 2028 auf 26 Kirchenkreise reduzieren. 
 
Neu sind zum 01.01.2026 die Kirchenkreise: 

• Saale-Unstrut (ehemals Merseburg und Naumburg-Zeitz) 

• Südthüringen (ehemals Henneberger Land, Hildburghausen-Eisfeld, Meiningen und Sonneberg) 

• Gotha (ehemals Arnstadt-Ilmenau, Gotha und Waltershausen-Ohrdruf) 

• Weimar-Apolda (ehemals Apolda-Buttstädt und Weimar). 
 
Zum Teil sind noch nicht alle Fragen des Zusammengehens geklärt, aber alle vier neuen Kirchenkreise 
sind auf einem guten Weg. Es gibt auch für den überwiegenden Teil der neu entstehenden Kirchenkreise 
Superintendentinnen und Superintendenten, so dass die begonnenen Schritte des Zusammenwachsens 
nicht durch Vakanzen an dieser Stelle erschwert werden. Jedenfalls gilt es, Besetzungsprobleme zügig 
und praktisch zu lösen. 
 
Zwei weitere Fusionen erfolgen zum 01.01.2027:  

• Nordthüringen (ehemals Bad Frankenhausen-Sondershausen, Mühlhausen und Südharz) 

• ehemals Bad Liebenwerda und Torgau-Delitzsch; hier ist noch nicht über den neuen Namen beschlos-
sen. 

 
Schließlich sind die Kirchenkreise Eisenberg und Jena in Vorbereitung der Fusion, die derzeit für den 
01.01.2028 geplant ist, so dass die EKM dann noch 26 Kirchenkreise hätte. 
 
Hierneben haben sich auch Kirchenkreise dafür entschieden, einen Kirchenkreisverband zu bilden. Ein 
Verband ist zum 01.01.2027 im Osten Thüringens mit den Kirchenkreisen Altenburger Land, Gera und 
Greiz in Gründung. Hier sind noch Themen der Finanz- und Stellenplanung und -bewirtschaftung offen.  
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Einen Kirchenkreisverband haben auch die Kirchenkreise Elbe-Fläming, Haldensleben-Wolmirstedt und 
Magdeburg ins Auge gefasst, dieser soll ebenfalls erst zum 01.01.2027 entstehen.  
 
1.4. Strukturveränderungen der Kreiskirchenämter 
Auch bei den Kreiskirchenämtern ist einiges in Bewegung geraten, nicht zuletzt durch die Strukturverän-
derungen bei den Kirchenkreisen ihrer Zuständigkeitsbereiche: Durch die Bildung des neuen Kirchenkrei-
ses Südthüringen „verliert“ das Kreiskirchenamt Erfurt den bisherigen Kirchenkreis Henneberger Land, 
der mit seinem neuen Kirchenkreis in den Zuständigkeitsbereich des Kreiskirchenamtes Meiningen wech-
selt. Andererseits gibt das Kreiskirchenamt Meiningen durch die Bildung des neuen Kirchenkreises Gotha 
die Zuständigkeit für den Kirchenkreis Arnstadt Ilmenau ab, der mit dem neuen Kirchenkreis Gotha dann 
im Kreiskirchenamt Eisenach verwaltet wird.  
 
Der Kirchenkreis Erfurt, dessen Kreiskirchenamt Erfurt unter dem Mindestkriterium der Ausführungsbe-
stimmungen zum Kreiskirchenamtsgesetz liegt, hat daher beschlossen, dem Trägerverband für das Kreis-
kirchenamt Eisenach beizutreten. Die beiden Kreiskirchenämter Erfurt und Eisenach haben die Heraus-
forderung angenommen, bereits zum 01.01.2026 als ein gemeinsames Amt aufzutreten und zu arbeiten. 
Beide Standorte sollen beibehalten werden.  
 
2027 wird sich eine weitere Veränderung durch die Bildung des Kirchenkreises Nordthüringen ergeben, 
wodurch die bisherigen Kreiskirchenämter Mühlhausen und Nordhausen zu einem Amt werden; auch hier 
wird es zwei Standorte geben.  
 
Und schließlich haben sich die Gremien des Kirchenkreises Wittenberg dafür entschieden, ab dem 
01.01.2027 gemeinsam mit dem neuen Kirchenkreis Bad Liebenwerda/Torgau-Delitzsch ein gemeinsa-
mes Kreiskirchenamt zu betreiben, also die Kreiskirchenämter Torgau und Wittenberg zu verschmelzen.  
 
Zum 01.01.2027 werden sich also die derzeit 15 Kreiskirchenämter der EKM auf 12 Kreiskirchenämter 
reduziert haben. 
 
Im engen Austausch miteinander sind die Amtsleitungen, Ephoren und Präsides der Kirchenkreise, die 
von den Kreiskirchenämtern Magdeburg, Stendal und Salzwedel verwaltet werden, und ebenso die Amts-
leitungen der Kreiskirchenämter Halle, Saale-Unstrut und Sangerhausen. 
 
1.5. Änderung des Synodenwahlgesetzes zur Vorbereitung der IV. Landessynode 
Wie bereits 2024 im mündlichen Bericht des Präsidenten angeregt, wurde die Zusammensetzung der 
Landessynode auf Änderungsmöglichkeiten überprüft. Ausgangspunkte sind die Vereinigungen von Kir-
chenkreisen und die zurückgehende Gemeindegliederzahl. Die Lösungsmöglichkeiten wurden Ende Juni 
2025 den Kirchenkreisen und weiteren Beteiligten zur Stellungnahme übersandt. Im Ergebnis wird der 
veränderte Entwurf auf dieser Tagung der Landessynode zur Beratung und Abstimmung gestellt. 
 
1.6. Erprobungsräume und Onlinekirche 
„Zehn Jahre Erprobungsräume“ in der EKM wurde mit einem großen Gemeindekongress am 22.02.2025 
begangen. 1.100 Menschen hat dieses Ereignis auf der Erfurter Messe zusammengebracht – Aktive aus 
Erprobungsräumen und Gemeinden, Kirchenkreisen, Einrichtungen und Werken sowie Interessierte aus 
anderen Landeskirchen und der Ökumene. Begegnung schaffen und Austausch ermöglichen – dazu hat 
der Gemeindekongress einen wichtigen Beitrag geleistet, das bleibt aber auch weiter eine wichtige Auf-
gabe. 
Damit zukünftig noch mehr Interessierte in der EKM vom Programm der Erprobungsräume profitieren 
können, ist im Februar das „Netzwerk Erproben“ gestartet. Dazu trägt man sich auf der Website der Er-
probungsräume ein und kann so an Veranstaltungen und Informationen partizipieren. Für Netzwerk-
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partner gibt es zudem seit 01.09.2025 eine „Ergänzende Innovationsförderung“, durch die eine Anschub-
finanzierung für Initiativen ermöglicht wird, die sich an den sieben Kriterien der Erprobungsräume orien-
tiert. Das Netzwerk steht interessierten Einzelpersonen offen, die Inspiration und Austausch suchen, so-
wie Gemeinden und Kirchenkreisen, die nicht ausgewiesene Erprobungsräume sind, aber die erprobende 
Haltung teilen. 
Die EKM-Onlinekirche ist seit 01.08.2025 dem Referat B5 Gemeinde und Seelsorge zugeordnet. Inhaltli-
che Synergien mit Gemeindedienst, Erprobungsräumen und Seelsorge werden eruiert. 
 
1.7.Berührungspunkte mit der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck (EKKW) 
1.7.1. Treffen der Kollegien der Landeskirchenämter der EKKW und EKM am 27.05.2025 
Im Zuge des Jahresempfangs der evangelischen Kirchen in Thüringen trafen sich die Kollegien der Lan-
deskirchenämter der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck und der EKM zu einem gemeinsa-
men Erfahrungsaustausch. Dabei wurden gemeinsame Themen und aktuelle Problemfelder miteinander 
diskutiert und Handlungsperspektiven erörtert. Unter anderem waren bisherige Erfahrungen mit der AfD, 
Entwicklungen im Gebäudemanagement, das Bauernkriegsgedenken, die Implementierung der Erfahrun-
gen aus den Erprobungsräumen und Überlegungen zum Stand der öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nissen Gegenstand der Gespräche. 
Außerdem nahm der gegenseitige Austausch von anstehenden Veränderungsprozessen in beiden Lan-
deskirchen seinen jeweiligen Raum ein. Rückblickend waren es wertvolle Gespräche, die beiden Landes-
kirchen ermöglichten, eine jeweils andere Perspektive auf das eigene Tun zu erhalten und sich mit kriti-
schen Fragen konstruktiv auseinanderzusetzen. Verstärkte Kooperationen bleiben weiter im Blick.  
Fusionsüberlegungen stehen allerdings nicht an. 
 
1.7.2. Wechsel der Evangelischen Kirchengemeinde Viernau zur Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck  
Die Kirchengemeinde Viernau – Kirchenkreis Henneberger Land – hat einen Antrag auf Wechsel zur 
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck gestellt. Ausgangspunkt ist die kommunale Verbunden-
heit und Ausrichtung nach Steinbach-Hallenberg, die sich bereits in verschiedenen Kooperationen geäu-
ßert hat. Der Kirchenkreis widerspricht dem Wunsch nicht, sondern kann ihn nachvollziehen. Die kurhes-
sische Kirche kann sich einen Wechsel zu Beginn des Jahres 2027 vorstellen. Die genaueren Details 
werden bis Anfang 2026 geklärt und sodann die notwendigen Beratungen und Entscheidungen in Lan-
deskirchenrat und Landessynode herbeigeführt. 
 
 

2. Kirche und Gesellschaft 
2.1. Institutioneller Austausch der EKM mit legislativen und exekutiven Organen des Landes Sach-
sen-Anhalt 
Insgesamt gestaltet sich die Kommunikation mit der Landesregierung vertrauensvoll und belastbar. Re-
gelmäßig findet auf der Ebene der Leitenden Geistlichen und Juristen der Austausch mit dem Kabinett 
statt, in dem vor allem grundsätzliche Themen diskutiert werden. Die in Sachsen-Anhalt stattfindenden 
Ökumenischen Jahresempfänge geben Gelegenheit, mit Vertretern aus Legislative, Exekutive und Ge-
sellschaft im Gespräch zu bleiben. Themenbezogene Gespräche auf Arbeitsebene finden regelmäßig 
statt. Unter anderem wurden im zurückliegenden Berichtszeitraum folgende Themen miteinander disku-
tiert: 
 
Finanzierung freier Schulen 
Harte Auseinandersetzungen gab es über Fragen der Finanzierung freier Schulen. In den Verhandlungen 
des Bildungsausschusses im Landtag ist es gelungen, die sehr weitgehenden durch das Ministerium ge-
planten Einschnitte auf ein handhabbares Maß zu reduzieren. 
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Bestattungsgesetz 
Nach langen Verhandlungen in den Ausschüssen des Landtages ist im Berichtszeitraum ein novelliertes 
Bestattungsgesetz beschlossen worden. Insbesondere die nun eingeräumte Möglichkeit der sarglosen 
Bestattung ist im Vorfeld kontrovers diskutiert worden. 
 
Kulturfördergesetz 
In der parlamentarischen Beratung ist aktuell ein „Kulturfördergesetz“. Der vorgelegte Gesetzentwurf 
nimmt die Rolle der Kirchen als Kulturträger dabei nicht in den Blick, sondern beschränkt sich auf staatli-
che und freie Kulturträger. Der Beauftragte hat deswegen sowohl im zuständigen Ministerium als auch 
bei ausgewählten Ausschussmitgliedern bereits interveniert. 
 
Anstehende Landtagswahl 2026 
Deutlich wahrnehmbar ist bei vielen politisch Verantwortlichen eine ausgeprägte Nervosität angesichts 
der aktuellen Umfragewerte der Parteien. Die designierten Spitzenkandidaten der Parteien können sich 
natürlich nicht auf Popularitätswerte wie die des amtierenden Ministerpräsidenten stützen. Hinzu kommt 
die Tatsache, dass sich Politikvertrauen auf Landesebene nicht allein auf die Akteure im Land selbst 
stützt, sondern auch von Themen und Akteuren abhängig ist, die in Bund und EU Politikgestaltung ver-
antworten. 
Die Kirchen begleiten die politisch Verantwortlichen kontinuierlich in konstruktivem Gespräch und immer 
wieder auch im Gebet. Auch in Sachsen-Anhalt wird diese Begleitung genutzt und geschätzt. 
 
2.2. Institutionalisierter Austausch der EKM mit legislativen und exekutiven Organen des Frei-
staats Thüringen 
Der Austausch in vertrauensvollen Kommunikationsformaten mit Vertreterinnen und Vertretern der Thü-
ringer Legislative und Exekutive gestaltet sich konstruktiv und auch belastbar beim Austausch unter-
schiedlicher Perspektiven. Dies geschieht in institutionalisierten Formaten wie „Fraktionsgesprächen“ 
oder dem „Jahresgespräch mit der Landesregierung“, aber auch jenseits davon in vielen informellen Kon-
takten von Akteurinnen und Akteuren der landeskirchlichen Arbeitsebene sowie des Beauftragten bei 
Landtag und Landesregierung mit den staatlichen Vertreterinnen und Vertretern. Im Einzelnen seien dazu 
hervorgehoben:  
 
Fraktionsgespräche des Kollegiums mit der CDU am 28.03.2025 und mit der SPD am 26.09.2025 
Besprochene Themen waren unter anderem: 
 
Austausch zu den besonderen Herausforderungen in der gegenwärtigen Legislatur 
Den Fraktionen der Brombeer-Koalition (44 Mandate) stehen im Landtag 32 Mandate der AfD-Fraktion 
und 12 Mandate der Fraktion DIE LINKE gegenüber – eine Patt-Situation. Im Koalitionsvertrag der Brom-
beer-Regierung ist ein parlamentarisches Konsultationsverfahren verabredet, das jenseits einer ausge-
schlossenen Zusammenarbeit mit der AfD-Fraktion Mehrheitsoptionen mit der Fraktion der LINKEN son-
dieren soll.  
 
Ladenöffnungsgesetz 
Bezüglich der Änderungen beim Ladenöffnungsgesetz im Zusammenhang mit digitalisierten 24/7-Kleinst-
verkaufstellen im ländlichen Raum betont die EKM den – verfassungsrechtlich verbrieft – hohen Wert des 
Sonntagsschutzes und begrüßt zugleich die ernsthaften Bemühungen des Gesetzgebers, den ländlichen 
Raum zu stärken. 
 
Neuakzentuierung der Thüringer Migrationspolitik 
Dabei besonders thematisiert wurden die Finanzierung der psychosozialen Beratung von Geflüchteten 
und die in Arnstadt geplante (und inzwischen errichtete) Abschiebehaftanstalt. Die EKM insistiert auf ei-
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nem humanen Umgang mit Geflüchteten und adressiert die Politik mit der Forderung, dass eine rechts-
staatlich verankerte und humane Migrationspolitik auch mit den entsprechenden Ressourcen für die Um-
setzung ausgestattet sein muss. 
 
Erhaltung der denkmalgeschützten Kirchengebäude in Thüringen 
Die EKM erwartet eine staatliche Förderung dieser gesamtgesellschaftlich relevanten Aufgabe mindes-
tens in der bisherigen Höhe aus dem HH-Plan des Landes Thüringen. Im Zuge des politisch gewollten 
Bürokratie-Abbaus und einer Vereinfachung und Digitalisierung von Förderinstrumenten erwarten wir 
auch eine Verbesserung der denkmalschutz-relevanten Förderszenarien und ihrer operativen Bedarfe für 
Fördergeber und Fördernehmerin. 
 
Finanzierung Schulen in freier Trägerschaft 
Im September 2025 wurde dazu ein Gesetzesentwurf der Brombeer-Koalition in erster Lesung in den 
Landtag eingebracht. Der Gesetzentwurf enthält wesentliche Verbesserungen für die Refinanzierung der 
freien Schulen, Grundlage dafür ist eine valide Ermittlung der tatsächlichen Schülerkosten-Sätze auf der 
Basis eines Gutachtens, das noch die alte Landesregierung in Auftrag gegeben hatte. Beim Gesetzent-
wurf sehen wir Nachbesserungsbedarf bei der Refinanzierung der Förderschulen in diakonischer Träger-
schaft, weil der Entwurf systemlogisch falsch annimmt, dass alle freien Schulen Schulgeld erheben – was 
jedoch für die Förderschulen in diakonischer Trägerschaft nicht zutrifft.  
 
Verbesserung der Kostenerstattung für die Polizei-Seelsorge in Thüringen 
Eine grundsätzliche Offenheit bei den Abgeordneten zu diesem Anliegen ist wahrnehmbar. Es erfolgte 
ein guter Austausch zum Proprium der Seelsorge bei der Polizei und dem systemischen Mehrwert für den 
Staat, wenn kirchliche Akteure zwar im staatlichen System, jedoch nicht aus dem System heraus agieren. 
 
Jahresgespräch Ministerpräsident und Landesregierung – Leitende (kath. + ev.) Geistliche in Thü-
ringen am 26.02.2025  
Die Vorstellung der neuen Landesregierung stand zunächst im Vordergrund. Es fand dazu ein Austausch 
zu gegenseitigen Erwartungen von Kirchen und neuer Landesregierung statt. 
Gegenstand des Gesprächs war in diesem Zuge die Funktion des Subsidiaritätsprinzips für eine partizi-
patorische, demokratische und populismusresistente Gesellschaft. Die Landesregierung sieht in den Kir-
chen hier sehr wichtige Akteure für diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe und adressiert uns mit dem 
Wunsch nach einer „Allianz des Vertrauens“. 
Weiterhin erfolgte auch hier ein Austausch zur geplanten Neuakzentuierung der Thüringer Migrationspo-
litik. Die EKM insistiert auf einem humanen Umgang mit Geflüchteten und adressiert die Politik mit der 
Forderung, dass eine rechtsstaatlich verankerte und humane Migrationspolitik auch mit den entsprechen-
den Ressourcen für die Umsetzung ausgestattet sein muss. 
 
Wesentlich höhere Förderung ehrenamtlichen Engagements durch den Freistaat Thüringen  
Noch in der alten Legislatur war im Sommer 2024 ein Thür. Ehrenamtsfördergesetz verabschiedet wor-
den, das gesetzlich verankert ein jährliches Volumen von 15 Mio. Euro (statt bisher 3-4 Mio. Euro) vor-
sieht. Im August 2025 erschien die Richtlinie zur Umsetzung des Gesetzes, kirchliches Engagement, 
religiöse Bildung und Gemeinschaftspflege sind im Gesetz und in der Richtlinie explizit verankert. Das 
Evangelische Büro Thüringen hat das Referat „Mittlere Ebene“ und die Thüringer Kirchenkreise über die 
Details informiert.  
 
 

3. Die EKM im Kontext der Ökumene und im interreligiösen Dialog 
3.1. Ökumenische Kontakte und Partnerschaften 
Die Partnerschaft zwischen der Diözese Worcester und der EKM als Nachfolgerin der KPS besteht seit 
1998 und hat ihre Wurzeln in der Meissen-Erklärung von 1988. 
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Nach zehn Jahren wurde die letzte Partnerschaftsvereinbarung überprüft und aktualisiert. Die Partner-
schaft findet ihren Ausdruck hauptsächlich in Gemeinde- und Kirchenkreispartnerschaften; ebenso ist die 
Dreikonfessionenkonferenz hervorzuheben, bei der alle drei Jahre anglikanische, evangelische und rö-
misch-katholische Christinnen und Christen zusammenkommen; zudem der Neuordinierten-Austausch, 
bei dem ordinierte Hauptamtliche die jeweilige Arbeits-, Gemeinde- und Kirchensituation kennenlernen 
und voneinander lernen können. Die Vereinbarung wurde bei einem Besuch von Regionalbischöfin Bet-
tina Schlauraff in der Diözese Worcester im Juli 2025 unterzeichnet. 
 
3.2. Auflösung Ökumenische Kommission für Pastorale Fragen 
Seit 1979 gab es die Ökumenische Kommission für Pastorale Fragen der EKM, der Ev. Landeskirche 
Anhalts und des Bistums Magdeburg. Sie befasste sich mit ökumenischen Themen, gab Anregungen für 
die Gemeindearbeit und Projekte und führte regelmäßig „Ökumenetage“ zu aktuellen kirchlichen und ge-
sellschaftlichen Fragen sowie Tagungen für konfessionsverbindende Paare und Familien durch. 
In den letzten Jahren wurde die multilaterale Ebene der Arbeit stärker ausgebaut und daher verstärkt mit 
der ACK Sachsen-Anhalt zusammengearbeitet. Vor diesem Hintergrund hat die Ökumenische Kommis-
sion beschlossen, ihre Arbeit auf die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Sachsen-Anhalt zu über-
tragen und die eigene Arbeit einzustellen. 
 
 

4. Kirche in der Bildungsverantwortung 
4.1. Ausbildung Gemeindepädagogischer Dienst 
Auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen der EKM und dem Diakonischen Bildungsinstitut Falk 
gGmbH Eisenach (dbi) startete Ende 2024 eine berufsbegleitende Fachschulausbildung zur Gemeinde-
pädagogin/zum Gemeindepädagogen. Diese wird vom dbi für unsere Landeskirche durchgeführt. Sie 
dauert zwei Jahre und richtet sich vornehmlich an Interessierte, die bereits pädagogische Kompetenzen 
mitbringen. Während dieser Zeit gibt es Präsenzzeiten an verschiedenen Orten unserer Landeskirche, 
Zeiten für Selbststudium sowie Praktikums- und Prüfungszeiten. 
Aufgebaut ist diese Ausbildung nach EKD-weiten Standards und endet mit dem Fachschulabschluss. Für 
Quereinsteigende ohne pädagogische Kenntnisse wird ab September 2025 ein einjähriger Vorkurs ange-
boten. Mit dieser Ausbildung wird die Kooperationsvereinbarung mit der EKBO zur berufsbegleitenden 
Gemeindepädagogik-Ausbildung in Brandenburg abgelöst. 
 
4.2. Evangelische Schulen in der EKM 
Der Berufungszeitraum des bisherigen Stiftungsrates der Evangelischen Schulstiftung in Mitteldeutsch-
land St. Johannes endete am 22.05.2025. Im Rahmen der Landeskirchenratssitzung vom 28.03.2025 
wurde ein neuer Stiftungsrat berufen. Dieser setzt sich aus elf Mitgliedern zusammen und wurde für eine 
Amtszeit von fünf Jahren bis zum 22.05.2030 bestellt. Für die EKM ist Oberkirchenrätin Schwermann dem 
in den Ruhestand verabschiedeten Oberkirchenrat Fuhrmann gefolgt. 
Ein zentrales Arbeitsziel des Gremiums ist die Überarbeitung der Stiftungssatzung auf Grundlage der 
Beratungsergebnisse aus dem Jahr 2023. Diese Überarbeitung soll bis spätestens zum 31.12.2026 ab-
geschlossen sein. 
 
4.3. Religionsunterricht 
Die Ergebnisse der KMU VI zeigen, dass der Religionsunterricht (neben der Konfirmandenarbeit) einen 
starken Einfluss auf die spätere christliche Religiosität hat. Er ermöglicht in der Breite eines Jahrgangs 
Zugänge zum christlichen Glauben und zum Engagement oder zumindest zum Verbleib in der Kirche. 
Dabei ist festzustellen, dass die Teilnehmendenzahlen in den Bundesländern auf dem Gebiet der EKM 
im Religionsunterricht weiterhin zurückgehen. Es lohnt sich dennoch, in einem der reichweitenstärksten 
Bereiche kirchlichen Engagements, der darüber hinaus zu großen Teilen refinanziert wird, Personalres-
sourcen zur Unterstützung, Koordination und Organisation vorzuhalten. 
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Die EKM versucht, gemeinsam mit der Schulabteilung des zuständigen Bistums, mit einer Initiative in 
Thüringen (Flyer, Website, Video) diesem Prozess entgegenzuwirken. Für das Land Sachsen-Anhalt gibt 
es ebenso aktuelles Werbematerial für alle wertebildenden Fächer. Der Mangel an staatlichen Lehrkräften 
kann nach wie vor durch Gestellung kirchlicher Lehrkräfte vor allem im ländlichen Bereich nicht ausgegli-
chen werden. Deshalb wird in immer mehr Schulen das Fach Ev. Religion nicht angeboten. Gleichwohl 
werden die Stimmen lauter, die eine Abschaffung des konfessionellen Religionsunterrichts zugunsten 
eines religionskundlichen Faches fordern. 
Die Modelle für konfessionell-kooperativen Religionsunterricht in Thüringen und Sachsen-Anhalt reagie-
ren auf die aktuelle Situation und tragen so zur Weiterentwicklung des Religionsunterrichts bei. Sie wer-
den in beiden Bundesländern positiv aufgenommen. Die Zahl der beteiligten Schulen nimmt vor allem in 
Thüringen zu. Der Grund dafür sind in der Regel schulorganisatorische Engpässe. 
In Sachsen-Anhalt werden derzeit die Lehrpläne für die Grund- und Sekundarschulen neu erarbeitet  
(u. a. Fokus auf Digitalität, Bildung für nachhaltige Entwicklung, antisemitismus- und rassismussensible 
Inhalte, Sprache). In Thüringen werden die Lehrpläne aller allgemeinbildenden Schulen unter Beteiligung 
der Kirchen ebenfalls neu geschrieben. 
 
4.4. Kirchliche Tagungs- und Begegnungsstätten 
4.4.1. Inhaltliche Ausrichtung der Kirchlichen Tagungshäuser 
Das Evangelische Augustinerkloster Erfurt ist sowohl ein Ort für geistliche Einkehr als auch ein kirch-
liches Bildungszentrum. Tägliche Führungen, Gebetszeiten, sonntägliche Gottesdienste, Vorträge, Frei-
zeiten und Einkehrtage haben ihren festen Platz in dieser Tagungsstätte. In seiner neuen Dauerausstel-
lung „Frust und Freiheit“ informiert das Augustinerkloster Erfurt als Luthergedenkstätte und „Ort der De-
mokratiegeschichte“ über drei wichtige Ereignisse, die mit diesem Ort verbunden sind: Martin Luthers 
Leben im Kloster ab 1505, die Tagung des Erfurter Unionsparlaments 1850 und die Zeit der friedlichen 
Revolution und die Rolle der Kirchen in Erfurt 1989. 
 
Hauseigene Familienfreizeiten, Wochenendseminare und Angebote zu den Höhepunkten des Kirchen-
jahres bilden den Kern der familienpädagogischen Arbeit auf der Burg Bodenstein als anerkannte Bil-
dungs-, Erholungs- und Ferienstätte. Zielgruppe sind u. a. einkommensschwache Familien, aber auch  
z. B. Mütter und Großeltern. Für Schulklassen gibt es eine Auswahl an Modulen rund um die Burg und 
das Leben im Mittelalter. Darüber hinaus strahlt die Burg durch regelmäßige Führungen, Konzerte und 
Gesprächsrunden zu Themen aus Kultur, Gesellschaft und Politik in die Region hinein. 
 
Historisch-politische Jugendbildung, biblische und kirchengeschichtliche Themen und Demokratielernen 
– zu diesen Schwerpunkten bietet die Jugendbildungsstätte Junker Jörg in Eisenach Workshops, 
Tagesveranstaltungen und Bildungsmodule z. B. für Konfi-Gruppen und Klassenfahrten an. Jugendge-
mäß erfolgen viele der Angebote mit Hilfe von Programmbausteinen, welche soziale Medien und digitale 
Methoden nutzen. 
 
Das Ev. Zentrum Zinzendorfhaus Neudietendorf atmet in seiner Architektur, dem Haus mit Garten und 
den geistlichen Angeboten die Herrnhutische Spiritualität. Es lädt als kirchlicher Tagungsort ein zu eige-
nen, evangelischen Veranstaltungen und bietet als Tagungshaus Raum für weitere, außerkirchliche Ver-
anstaltungen. Das Ev. Zentrum in Neudietendorf ist ein wichtiges Bildungszentrum der EKM, im Zinzen-
dorfhaus sind folgende Einrichtungen versammelt: das Referat Gemeinde (B5) des Landeskirchenamtes 
mit Gemeindedienst und Erprobungsräumen, der Kirchliche Fernunterricht (KFU), das Ev. Medienzent-
rum (EMZ), die Ev. Akademie Thüringen (EAT). Die Bandbreite der Angebote erreicht Jugendliche und 
Erwachsene, Haupt- und Ehrenamtliche – Menschen, die Fort- und Weiterbildung, Austausch und Diskurs 
sowie geistliche Einkehr und Erholung suchen.  
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Zum Zentrum gehört ebenfalls das Werkhaus im Ort, mit der Ev. Erwachsenenbildung Thüringen (EEBT), 
der Ev. Arbeitsgemeinschaft Familie, Landesstelle Thüringen (eaf Thüringen), dem Bund Ev. Jugend Mit-
teldeutschlands (BEJM), Teilen des Kinder- und Jugendpfarramts (KiJupf) und einer Schulbeauftragten-
Stelle.  
 
Auch im Ev. Zentrum Kloster Drübeck treffen evangelische Gastfreundschaft, geistliche Architektur und 
Gartenkunst aufeinander. Drübeck ist ein weiterer wichtiger Tagungs- und Bildungsort der EKM und an-
derer Landeskirchen, an dem auch das Ev. Pastoralkolleg und die Zweigstelle des Ev. Medienzentrums 
(EMZ) arbeiten. Mit den Einkehr-Angeboten des „Hauses der Stille“ hat die EKM in Drübeck zusammen 
mit der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig ein markantes spirituelles Profil entwickelt. 
 
4.4.2. Unsere Tagungsstätten in Zahlen 
Die Zimmerauslastung unserer Tagungsstätten ergibt folgendes Bild: 
 
Zimmerauslastung (III. Quartal 2025) in %: 
Augustiner Drübeck Zinzendorfhaus Burg Bodenstein Junker Jörg 
38,2 55,6 35,2 41,4 31,8 
 
Dabei muss berücksichtigt werden, dass die Auslastung der Zimmer durch Bautätigkeiten (s. u.) beein-
trächtigt ist.  
 
Zur Finanzierung der laufenden Haushalte wurden bzw. werden folgende Beträge aufgewendet (in tau-
send Euro): 
Ist  Ist Ist Ist Ist Ist Plan Plan Plan 
2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 
651 1857 2997 230 157 130 125 213 35 
 
Während der Coronakrise erhielten die Tagungsstätten 2020 und 2021 zusätzliche Mittel, die über die 
staatlichen Coronahilfen und die Kurzarbeit hinaus in den Haushalt eingestellt wurden. Nach Abrechnung 
aller Coronahilfen konnte ein Teil der landeskirchlichen Nothilfen einer Rücklage zugeführt werden, aus 
denen Mittel in Höhe von insgesamt rd. 577.000 Euro im Doppelhaushalt 2026/27 entnommen werden, 
um Mindereinnahmen in den laufenden Haushalten der Tagungshäuser während der baulich bedingten 
Schließzeiten ausgleichen zu können. 
 
Zur Werterhaltung unserer Tagungshäuser wurden bzw. werden folgende Summen bereitgestellt (in Mio. 
Euro):  
Ist  Ist Ist Ist Ist Ist Plan Plan Plan 
2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 
1,96 0,98 0,67 1,12 1,87 1,34 3,57 4,10 3,39 
 
Der Anstieg der Kosten für investive Maßnahmen ist auf fünf Faktoren zurückzuführen, deren Gleichzei-
tigkeit zu erheblichen kumulierten Kosten führen wird. Zur Finanzierung steht allerdings die Substanzer-
haltungsrücklage für unsere Tagungshäuser zur Verfügung mit einem Bestand in Höhe von rd. 12 Mio. 
Euro: 
 
1. Strangsanierung: 
 Die Wasser- und Abwasserleitungen sind in die Jahre gekommen und teilweise verrottet und/oder 

undicht. Die Sanierung ist aufwendig, da damit oft die Sanierung der Bäder einhergeht und dadurch 
die Zimmerbelegung nur eingeschränkt möglich ist. 

2. Be- und Entlüftung der Küchen: 
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 Die vorhandenen Anlagen sind nach 30 Jahren nicht mehr reparabel und müssen nach aktuellem 
Standard erneuert werden. Dadurch ist während der Bauphase auch kein regulärer Küchenbetrieb 
mehr möglich. Die Kosten liegen bei der Burg Bodenstein und dem Augustinerkloster bei über 2 Mio. 
Euro. 

3. Technische Anlagen: 
 Es wurde ein Architekturbüro beauftragt, die kurz- und mittelfristig anstehenden Aufwendungen für die 

technischen Anlagen unserer Häuser zu ermitteln. Insbesondere für den Brandschutz sind in den 
nächsten Jahren erhebliche Mittel eingeplant. 

4. Hangsicherung und Neugestaltung der Außenanlagen der Burg Bodenstein: 
 Mithilfe von Landesmitteln werden die Stützmauern um die Burg herum saniert, um die Hänge abzu-

sichern. Dies ist aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht unumgänglich. In dem Zuge müssen auch 
die Außenanlagen neugestaltet werden. 

5. Umbau der Augustinerkirche Erfurt: 
 Für die unten dargestellten Maßnahmen werden Eigenmittel in Höhe von mindestens 1,5 Mio. Euro 

benötigt, die vollständig im Haushalt eingeplant sind. 
 
4.4.3. Sachstand Umbau Augustinerkirche Erfurt 
Die Augustinerkirche Erfurt gehört zum wertvollen Erbe der EKM und ist die einzige Kirche in landeskirch-
lichem Eigentum. Hier finden viele landeskirchliche Veranstaltungen, wie der Jahresempfang der EKM, 
größere Einführungen und Verabschiedungen und anlassbezogene Sondergottesdienste statt. Als be-
deutsamer und bekannter Luthergedenkort ist die Augustinerkirche ein wichtiger Touristenmagnet und für 
die (Tagungs-) Gäste des Klosters und die Augustinergemeinschaft ist sie ein wichtiger Ort des Gebets 
und der Einkehr. Dazu kommt die Kirchenmusik, die hier mit der Augustinerkantorei, dem mit über 150 
Mitgliedern größten Laienchor Thüringens, beheimatet ist.  
Mit dem Umbau der Augustinerkirche sollen nun die Nutzungsmöglichkeiten und die Qualität dieser Kirche 
verbessert werden. Mit den Zielen:  
- Stärkung als Luthergedenkort und spiritueller Ort 
- Verbesserung der Informationsmöglichkeiten und der Aufenthaltsqualität für Besucher 
- Erleichterung für die Kirchenmusik, hier insbesondere die Chormusik 
wurde 2021 zum Planungswettbewerb aufgerufen. Das Ergebnis ist ein zeitgemäßer Entwurf, der die 
Symbolik der Klosterkirche aufnimmt, aber eine moderne, freundliche und einladende Gestaltung an-
strebt. Aktuell herrscht hier eine Gestaltung aus den 1930er Jahren vor, die zum Lutherjubiläum 1983 
noch einmal aufgefrischt wurde. 
 
In der Denkmalszene Thüringens gibt es einige Verfechter für den Erhalt der 30er-Jahre-Fassung und 
eine entsprechende Pressepräsenz. Ungeachtet dessen laufen konstruktive Abstimmungen mit den 
Denkmalbehörden, die zwar die vorhandene Fassung zumindest teilweise erhalten wissen wollen, sich 
aber der neuen Anforderungen durchaus bewusst sind. Hier läuft ein Diskurs, der einer Neugestaltung 
nicht im Wege steht. 
Die Kosten des Umbaus sind mit rund 5 Mio. Euro beziffert. Ein nicht unwesentlicher Teil der Kosten, 
nämlich rund 1,5 Mio. Euro, betreffen die angestrebte Temperierung, die die ganzjährige Nutzung absi-
chern soll. Sie ist mit Blick auf die wertvollen mittelalterlichen Chorraumfenster, aber auch im Hinblick auf 
eine ökologisch und im Betrieb wirtschaftlich sinnvolle Lösung (Flächenheizung mit Wärmepumpe) auf-
wendig. Alternativvarianten schieden nach gründlicher Prüfung aus. Weitere Aufwendungen betreffen den 
Einbau einer Nordempore, die Erneuerung des Gestühls, den Einbau einer Sitz- und Chortreppe, Arbeiten 
an der Orgel u.a.m. 
Die Finanzierung ist unter Aufbringung einer hohen Spendensumme und einer größeren öffentlichen För-
derung konzipiert. Darum kümmert sich eine vom Kollegium des Landeskirchenamts einberufene Projekt-
gruppe. Aktuell läuft das Baugenehmigungsverfahren. Geplant ist, bis zum Jubiläumsjahr 2027 (750 Jahre 
Augustinerkloster) den ersten Abschnitt „Chorraum“ fertig zu stellen. 
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4.4.4. Einführung eines neuen Teilnehmenden-Managementsystems  
Die Einführung des neuen Teilnehmendenmanagementsystems hat im Juni planmäßig begonnen. Damit 
soll erreicht werden, dass sämtliche Tagesstätten mit gleicher Software ausgestattet sind, ihre Angebote 
auf einer einzigen Plattform zugänglich machen können und eine Abrechnung nach gleichen Maßstäben 
möglich ist. 
Nach vorheriger Erstellung des Lastenheftes, einer umfassenden Marktanalyse und der Entscheidung für 
die Firma DESCRIPT, konnten die Vertragsunterlagen Mitte des Jahres unterzeichnet werden. Am 
25.06.2025 startete die Implementierung der Software NOAHWORKS zunächst im Bereich Organisation 
von Fortbildungen. Ab Anfang September wird die Einführung in der Evangelischen Erwachsenenbildung 
fortgeführt, im Herbst folgt das Kinder- und Jugendpfarramt. Bewusst geschieht dies nacheinander mit 
zeitlichen Überschneidungen. So können Erfahrungen optimal beim nächsten Anwender genutzt werden.  
Die Vertreterinnen und Vertreter der beteiligten Einrichtungen entwickeln das System in enger Abstim-
mung mit den Softwareentwicklern Schritt für Schritt weiter. Grundlage ist eine bereits bestehende Soft-
ware, die gezielt an unsere Bedarfe angepasst wird. Der Ablauf ist dabei klar strukturiert: Jede Einführung 
beginnt mit einer Schulung, daran schließen sich eine Testphase mit Rückmeldeschleifen und schließlich 
die Freischaltung der produktiven Anwendung an. 
Die Zusammenarbeit mit dem Anbieter verläuft durchweg konstruktiv und zielführend. Für das Projekt 
konnten Fördermittel für Digitalisierungsmaßnahmen eingesetzt werden, so dass weniger Eigenmittel als 
geplant benötigt werden. 
 
 

5. Kirche in der Personalverantwortung  
5.1. Mittelfristige Stellen- und Personalplanung 
Bis September 2024 gingen insgesamt zehn Anträge auf Erteilung des Bewerbungsrechtes um Pfarrstel-
len der EKM ein. Das Kollegium des Landeskirchenamtes erteilte neun Personen das Bewerbungsrecht. 
Ein Antrag befindet sich in Bearbeitung. 
 
5.2. Abschlussbericht der AG „Zukunft des Verkündigungsdienstes“ 
Am 24.10.2024 hat der Personaldezernent eine Arbeitsgruppe „Zukunft des Verkündigungsdienstes in 
der EKM“ einberufen. Anlass waren ein Beschluss der Landessynode in Würdigung des Personalberichts 
2022 vom 19.11.2022, ein Beschluss des Superintendentenkonvents vom 15.06.2023, ein Beschluss des 
Landeskirchenrates vom 01.07.2023 sowie ein neuerlicher Beschluss der Landessynode zum Bischofs-
bericht vom 25.11.2023, welche schlussendlich den Umfang des Auftrags, die Ziele und die einzubezie-
henden Personen und Gremienvertretenden festlegten. Vertreterinnen und Vertreter der Landessynode, 
der Ausbildungseinrichtungen, des Bischofskonvents, des Superintendentenkonvents, des Konvents der 
Prädikantinnen und Prädikanten, der Pfarrvertretung und der weiteren berufsbezogenen Gremien des 
Verkündigungsdienstes sowie der Dezernate Bildung und Gemeinde, Finanzen und Personal des Lan-
deskirchenamtes trafen sich am 25.10.2024 erstmalig, um Situation und Perspektiven der einzelnen Ver-
kündigungsberufe zu beschreiben. Es wurden Untergruppen gebildet, deren Ergebnisse am 21.01.2025 
im Plenum konsolidiert wurden. Das Kollegium des Landeskirchenamtes nahm am 01.04.2025 den Be-
richt der AG entgegen und gab weitere Hinweise, die in einer letzten AG-Sitzung am 09.04.2025 einge-
arbeitet wurden. Im Ergebnis wurde das Landeskirchenamt beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen für 
einen Beruf „Gemeindereferentin/Gemeindereferent“ in der EKM zu schaffen. Am 16.05.2025 wurde der 
Landeskirchenrat über die Ergebnisse der AG informiert; er gab weitere Anregungen. Unter Berücksich-
tigung aller Ergebnisse und Gremienbefassungen legte das Personaldezernat dem Kollegium am 
17.06.2025 einen Entwurf für ein Gemeindereferentengesetz vor, der vom Kollegium bestätigt und für ein 
Stellungnahmeverfahren freigegeben wurde. Nach Ablauf der Stellungnahmefrist und der eingehenden 
Würdigung der eingegangenen Hinweise wurde am 07.10.2025 das Kollegium erneut mit dem Gemein-
dereferentengesetz befasst und die Weitergabe an den Landeskirchenrat beschlossen. Der Landeskir-
chenrat hat am 17./18.10.2025 der Beschlussvorlage für die Landessynode zugestimmt und legt Ihnen 
nun das Gesetz zur Diskussion und Beschlussfassung vor.  
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5.3. Ausbildung und Nachwuchsgewinnung 
5.3.1. Aufnahme von Kandidatinnen und Kandidaten in den Vorbereitungsdienst der EKM 
Regulär stehen in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland pro Ausbildungsjahrgang 17 Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung (15 Ausbildungsplätze für Theologinnen und Theologen und zwei Ausbil-
dungsplätze für Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen). Insgesamt wurden für den Ausbil-
dungsjahrgang 2025-2027 21 Bewerbungen zum Aufnahmeverfahren in den Vorbereitungsdienst zuge-
lassen. Zusätzlich hatten vier Personen bereits eine Zusage aus den vorherigen Aufnahmeverfahren. Auf 
dem Hintergrund von Doppelbewerbungen in andere Landeskirchen, Promotionsverfahren, Elternzeit, 
nicht bestandenen Examina oder Rückstellungen aus privaten Gründen haben 16 Kandidatinnen und 
Kandidaten ihren Vorbereitungsdienst zum 01.09.2025 angetreten. Damit konnten fast alle Ausbildungs-
plätze auch in diesem Jahrgang besetzt werden. 
 
5.3.2. Entsendungsdienst 
Am 10.12.2024 und am 25.08.2025 hat das Kollegium – nach Bestehen der Zweiten Theologischen Prü-
fung und erfolgreichem Absolvieren der Gespräche vor der Aufnahmekommission – 15 Vikarinnen und 
Vikaren die Übernahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Probe (Entsendungsdienst) ermöglicht. Alle 15 
haben zum 01.04.2025 bzw. in den Folgemonaten in den verschiedensten Regionen der Landeskirche 
ihren Pfarrdienst begonnen. 
 
5.3.3. Reform der Seelsorgeausbildung und Neustrukturierung der Vikarsausbildung 
In seiner Sitzung vom 10.12.2024 hat das Kollegium des Landeskirchenamtes die Reform der Seelsor-
geausbildung für Vikarinnen und Vikare und Pfarrerinnen und Pfarrer in den ersten Amtsjahren beschlos-
sen. Die bisherige alleinige Klinische Seelsorgeausbildung wird abgelöst durch eine integrative, sich un-
terschiedlicher Methoden bedienenden praxisnahen Seelsorgeausbildung, die ein breiteres Handwerk-
zeug für die Seelsorge insbesondere in Schule und Gemeinde ermöglicht, aber die KSA weiterhin ein-
schließt. Dazu beauftragt das Kollegium eine Arbeitsgruppe, die als Fachbeirat für das Seelsorgeseminar 
der EKM fungiert. Des Weiteren finden Abstimmungen mit den anderen Trägerkirchen zur Seelsorgeaus-
bildung der Vikarinnen und Vikare statt. 
 
5.3.4. Besetzung der Pfarrstelle der Leiterin/des Leiters des Seelsorgeseminars der EKM und Weiterfüh-
rung des Seelsorgeseminars 
Das Seelsorgeseminar wird zum 01.01.2026 in die Zuständigkeit des Personaldezernats wechseln. Die 
Stelle des Studienleiters am Seelsorgeseminar wird dem Pastoralkolleg zugeordnet werden. Die Dezer-
natsleitungen B und P haben mehrere Gespräche mit Studienleiter Pfarrer V. Myntinnen geführt mit dem 
Ziel der Absicherung der Arbeit des Seminars und der Erfüllung der bereits eingegangenen Aus- und 
Fortbildungsverpflichtungen. Ergebnis ist eine befristete Stellenaufstockung, die aus der Dezernatsrück-
lage P finanziert wird, und Einvernehmen über die Besetzung der Stelle. Die Gespräche mit dem betref-
fenden Kirchenkreis über die Modalitäten einer Abordnung stehen vor dem Abschluss. 
 
5.3.5. Predigerseminar Wittenberg  
Nach dem erklärten Austritt der sächsischen Landeskirche aus dem Ausbildungsverbund mit der EKM, 
Anhalt und der EKBO wurde die Frage der zukünftigen Trägerschaft des Predigerseminars Wittenberg 
von allen Akteuren am Schlosskirchenensemble Wittenberg priorisiert. Zur Überführung des Predigerse-
minars in Wittenberg in eine neue Trägerschaft im Rahmen des Transformationsprozesses der UEK in 
die EKD und des anstehenden Übergangs von Teilen des Schlosskirchenensembles in das Eigentum der 
EKD werden verschiedene Lösungsansätze in Abstimmung mit den Ausbildungskirchen (Anhalt, EKBO 
und EKM), der EKU-Stiftung und der zuständigen Fachabteilung im Kirchenamt der EKD überlegt, erar-
beitet, geprüft und weiterverfolgt. Alle Lösungsansätze sind immer auch auf der Grundlage der geschlos-
senen Rahmenvereinbarung zwischen der Stadt Wittenberg, dem Land Sachsen-Anhalt und der 
EKD/UEK zu denken. Ausgehend von der Funktionalität und historischen Genese der in Wittenberg am 
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Predigerseminar und am Schlosskirchenensemble bestehenden Einrichtungen und ihrer Abläufe wird 
derzeit geprüft, die Trägerschaft für das Predigerseminar – statt wie ursprünglich geplant in die Hände 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts der Ausbildungskirchen – direkt an die EKD zu übergeben. Auf diese 
Weise könnte der zentrale Gedanke der Rahmenvereinbarung von 2009, dass die dem Predigerseminar 
entsprechend der historischen Widmung zukommenden Rechte bei der Pfarrausbildung gewahrt bleiben, 
rechtssicher umgesetzt und erhalten werden. Diese Perspektive wird als Chance gesehen, Wittenberg 
als traditionellen Standort des Predigerseminars für die derzeit drei Ausbildungskirchen auf Dauer zu 
sichern. Es ist gut vorstellbar, dass vom Wittenberger Predigerseminar in der Trägerschaft der EKD eine 
Dynamik zu einer noch intensiveren EKD-weiten Abstimmung über Fragen der Pfarraus- und -fortbildung 
ausgehen könnten. Mit der Entwicklung und der seit 01.09.2025 begonnenen Einführung des Reformvi-
kariats ist Wittenberg bereits jetzt Teil eines in allen Landeskirchen stattfindenden Reformprozesses.  
 
5.4. Regelungen zu Kontaktsemester & Beurlaubungen 
Das Kontaktsemester steht nach § 16 der Personalentwicklungsverordnung der EKM (PEV) neben Mit-
arbeitenden im Verkündigungsdienst auch Führungskräften im Verkündigungs- und Verwaltungsdienst 
unter bestimmten Voraussetzungen zu. Führungskräfte sind nach § 2 Abs. 4 PEV Dienstvorgesetzte und 
sonstige Personen, die mit Aufgaben der Personalführung betraut sind. Die bislang praktizierte Beschrän-
kung auf Referats- und Dezernatsleitungen findet in der PEV keine Stütze, so dass grundsätzlich auch 
andere Führungsebenen wie Sachgebietsleitungen, Fachreferentinnen und -referenten mit Personalfüh-
rungsaufgaben zu berücksichtigen sind. Darum hat das Kollegium in seiner Sitzung vom 25.05.2025 diese 
Beschränkung der Möglichkeit zur Beantragung eines Kontaktsemesters für Führungskräfte anderer Füh-
rungsebenen beseitigt. 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme eines Kontaktsemesters sind neben der mindestens zehnjähri-
gen Dienstzeit in der EKM eine mindestens fünfjährige kontinuierliche Tätigkeit als Führungskraft. Die 
Genehmigung des Kontaktsemesters erfolgt weiterhin durch die Dienstvorgesetzten in Abstimmung mit 
den jeweiligen Dezernentinnen und Dezernenten. Die verpflichtende Beratung zu den Inhalten des Kon-
taktsemesters findet mit der zuständigen Referentin für Personalentwicklung im Referat P3 statt.  
Zur Gewährleistung der Vertretungsregelungen und der Einhaltung des Budgets werden im Zuständig-
keitsbereich des Landeskirchenamtes (incl. der Werke und Einrichtungen) der EKM ab Januar 2026 nur 
noch insgesamt fünf Kontaktsemester pro Kalenderjahr genehmigt. Bei erhöhtem Bedarf wird im Kolle-
gium zum Beginn des Kalenderjahres über die Rangfolge der Kontaktsemester beraten und abgestimmt. 
Die übrigen Anträge sind für das Kalenderjahr „aus wichtigem Grund“ (§ 16 Abs. 4 Satz 1 PEV) zurück-
zuweisen und im Folgejahr erneut zu prüfen. Davon unabhängig können im Zuständigkeitsbereich des 
Landeskirchenamtes (Kreiskirchenämter ausgenommen) bis zu fünf weitere einmonatige Auszeiten pro 
Kalenderjahr beantragt werden. In diesem Fall kann eine erneute Beantragung nach fünf Jahren erfolgen.  
Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat durch Beschluss in seiner Sitzung am 03.06.2025 klarge-
stellt, dass für Beurlaubungen im dienstlichen Interesse im Vorfeld der Beurlaubung nicht nur sicherge-
sellt sein muss, dass die Versorgungs- und Beihilfeumlage an die Landeskirche erstattet wird, sondern 
auch über das allgemeine kirchliche Interesse hinaus ein konkretes Interesse der Landeskirche an der 
Beurlaubung bestehen muss. Angesichts der angespannten Personallage sind die beschlossenen Prä-
missen als Richtschnur für die Ermessensausübung der landeskirchlichen Entscheidungen unverzichtbar. 
 
 

6. Fortentwicklung der kirchlichen Ordnung 
6.1. Entwicklungen im Dienstrecht 
Nachdem die Landessynode im November 2024 das Pfarrstellengesetz mit Blick auf die Kirchenkreisfu-
sionen für die Superintendentenwahlen angepasst hat, liegt der Landessynode im November 2025 das 
Sechste Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrstellengesetzes vor. Hauptanliegen des Änderungsgeset-
zes ist die Vereinfachung des Gemeindewahlverfahrens bei größer werdenden Pfarrbereichen. So soll 
aus entsandten Mitgliedern der Gemeindekirchenräte eine Wahlkommission durch den Kreiskirchenrat 
gebildet werden können, die die Aufgaben der Gemeindekirchenräte übernimmt. In der Praxis wird es 
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immer schwieriger, für das Wahlverfahren beschlussfähige Gemeindekirchenräte zusammenzubekom-
men. Dadurch werden dringend notwendige Pfarrstellenbesetzungen verzögert. In zwei Stellungnahme-
verfahren wurden wichtige und zielführende Anregungen und Änderungsvorschläge aus den Kirchenkrei-
sen zum großen Teil aufgenommen. 
 
Der Landeskirchenrat hat zudem die „Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung Superintenden-
tenstellvertreter“ am 05.09.2025 beschlossen. Sie wird am 01.01.2026 in Kraft treten. Die Verordnung 
hebt die Zulagen für beide Stellvertretungen von 75 bzw. 100 € auf die Differenz zwischen den Besol-
dungsgruppen A 14 und A 13 an. Angesichts der vielfältigen und herausgehobenen Aufgaben der Super-
intendentinnen und Superintendenten und ihrer Stellvertreter bei größer werdenden Kirchenkreisen ist 
die Erhöhung gerechtfertigt. Sie soll dazu beitragen und Anreize dafür schaffen, dass Aufgaben gerecht 
verteilt werden und die Stellvertreter nicht ausschließlich als Vertreter bei Urlaub und Krankheit fungieren. 
 
Eine Änderung der Umzugskostenverordnung soll dazu dienen, Verwaltungsaufwand und auch Kosten 
zu verringern. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass die Umzugsfirmen höhere Preise verlan-
gen, wenn Ihnen bekannt ist, dass die Landeskirche die Kosten übernimmt. Insofern ist die Deckelung 
der Beförderungskosten für das Umzugsgut auf 7.000 € gerechtfertigt.  
Der Verwaltungsaufwand für die Erstattung von Reisekosten im Zusammenhang mit dem Umzug ist im-
mens hoch. Diese Erstattungsmöglichkeit wurde daher gestrichen und stattdessen die Umzugspauschale 
für sonstige Umzugsauslagen angehoben. 
 

Darüber hinaus wurde die Urlaubsverordnung für Kirchenbeamte in Vertretung des Referats P2 den ge-
änderten Bedingungen der Mitarbeitenden im privatrechtlichen Anstellungsverhältnis angepasst. 
Zudem wurde die Richtlinie über das Leasing und die Überlassung von Dienstfahrzeugen überarbeitet 
und den aktuellen dienstlichen Erfordernissen angepasst. 
 
6.2. Prüfungsordnung für die Zweite Theologische und Zweite Gemeindepädagogische Prüfung  
Die Prüfungsordnung für die Zweite Theologische und Zweite Gemeindepädagogische Prüfung dient der 
Prüfung der Kandidatinnen und Kandidaten, die den Vorbereitungsdienst in der Evangelischen Kirche in 
Mitteldeutschland absolviert haben. Die bisher geltenden Prüfungsordnungen der Evangelischen Kirche 
in Mitteldeutschland wurden im Dezember 2013 verabschiedet. Die nun im Entwurf vorliegende Prüfungs-
ordnung bildet die im sog. „Reformvikariat“ mit den im Ausbildungsverbund verbliebenen Landeskirchen 
(Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg schlesische Oberlausitz, Evangelische Landeskirche Anhalts, 
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland) vereinbarte Ausbildungskonzeption ab. Der nun vorliegende 
überarbeitete Entwurf der Prüfungsordnung für die Zweite Theologische und Gemeindepädagogische 
Prüfung setzt 
1. die Zusammenlegung der Ordnungen für die Erste Gemeindepädagogische und die Zweite Theologi-

sche Prüfung, 
2. die „Eckpunkte für die Gestaltung des II. Theologischen Examens“ der Ausbildungsreferentenkonfe-

renz der EKD vom 08.12.2008, 
3. die Rahmenausbildungskonzeption des Reformvikariates für die Gestaltung des Vorbereitungsdiens-

tes, 
4. den Rahmenausbildungsplan des Reformvikariates zum Vorbereitungsdienst, 
5. die zwischen den am Ausbildungsverbund beteiligten Landeskirchen vereinbarten Eckpunkte über 

Modalitäten der Durchführung, vereinheitlichte Standards und Quantität der Prüfungsleistungen sowie 
6. die aus dem Vollzug der bisherigen Prüfungsordnung gewonnenen Erfahrungen und Einsichten 
formal um. Die Prüfungsordnung befindet sich derzeit im Stellungnahmeverfahren und wird voraussicht-
lich im Dezember 2025 für den neuen Ausbildungsjahrgang in Kraft gesetzt. 
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6.3. Entwicklungen im Arbeitsrecht und Mitarbeitervertretungsrecht 
6.3.1. Bestätigung der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission Mitteldeutscher Kirchen 
Die Arbeitsrechtliche Kommission entwickelte durch verschiedene Arbeitsrechtsregelungen das Arbeits-
recht für die privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden weiter. Mit einer neu entwickelten Zulagenord-
nung wurde beispielsweise ein flexibles Instrument geschaffen, um gut qualifizierte Mitarbeitende für den 
kirchlichen Dienst zu gewinnen und zu halten. Darüber hinaus erfolgten Neuregelungen der Eingruppie-
rungen der Mitarbeitenden im Landeskirchenamt und im Friedhofsdienst sowie Anpassungen verschie-
dener Regelungen der KAVO EKD-Ost an aktuelle Gegebenheiten und Bedürfnisse. Im Rahmen der Ent-
geltverhandlungen wurden Erhöhungen der Entgelte in Höhe von 3,0 % für das Jahr 2026 und in Höhe 
von 2,8 % für das Jahr 2027 beschlossen. 
 
6.3.2. Arbeitsschutz 
Die Arbeitsschutzstandards in der EKM wurden von der Verwaltungsberufsgenossenschaft im Rahmen 
einer Evaluation des bestehenden Präventionsabkommens umfangreich geprüft. Diese Überprüfung hat 
die EKM erfolgreich bestanden. Zwischenzeitlich konnten alle Vorgaben und Auflagen im Ergebnis dieser 
Prüfung erfüllt werden, so dass diese Evaluation nunmehr insgesamt als abgeschlossen betrachtet wer-
den kann. Die kontinuierliche Arbeit an der Verbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in der 
EKM geht natürlich weiter. 
 
6.4. Entwicklungen im Finanzrecht 
Neben einigen mehr redaktionellen Änderungen bzw. Anpassungen an anderweitig veränderte Rechts-
normen ist die Ausführungsverordnung zum Finanzgesetz an drei Stellen inhaltlich geändert worden:  
 
In § 14 Abs. 1 Nr. 2 ist eine Öffnung vorgenommen worden: Der Verweis auf bestimmte Berufsgruppen 
und die Begrenzung auf 3 % sind entfallen, ebenso die Anforderung einer 2/3-Mehrheit des erforderlichen 
Kreissynodenbeschlusses. Geblieben ist hier, dass es sich um die Stärkung des Verkündigungsdienstes 
handeln muss, die Einbeziehung von Verwaltungsdienstleistungen wird weiterhin abgelehnt.  
 
Die zweite inhaltliche Änderung ermöglicht die Berechnung der Besoldungs- und Vergütungsanteile, die 
die Kirchengemeinden an die Kirchenkreise bezahlen müssen, einheitlich nach den Gemeindeglieder-
zahlen im gesamten Kirchenkreis. In vielen Kirchenkreisen wird bereits jetzt regional zusammengearbei-
tet, so dass eine ins Einzelne gehende Zuordnung der Stellenanteile zu einzelnen Gemeinden oft unnötig 
schwierig und nicht zielführend ist. 
 
Schließlich ist nach positiver Rückmeldung der Baureferenten in den Kreiskirchenämtern die Frist für die 
Abgabe der Anträge an den Ausgleichsfonds auf Ende Oktober vorverlegt worden.  
 
6.5. Weitere Gesetze, Ordnungen u. a. Rechtsnormen im Berichtszeitraum 
6.5.1. Ergänzungen zur Hausordnung 
Das Kollegium beauftragte in seiner Sitzung vom 10.09.2024 das Referat A4 mit der Erarbeitung einer 
klaren Regelung zum Umgang mit Alkohol und anderen berauschenden Mitteln im Dienst. Diese Rege-
lung sieht ein grundsätzliches Verbot vor und wurde über die Hausordnungen umgesetzt, die entspre-
chend angepasst wurden.  
 
6.5.2. Gleitzeitvereinbarung und Arbeitszeiterfassung  
Die Gleitzeitvereinbarung wurde in folgenden Punkten aktualisiert: 
- Anpassung auf 39-Stunden-Woche mit Beibehaltung der ursprünglichen Kernzeiten 
- Änderung in der Berechnung von Dienstreisen 
- Klarstellung zur Arbeitszeit bei Dienstgängen 
- Regelung zu Plus- und Minusstunden. 
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Ebenso machte die Erfassung der Arbeitszeit im Mobilen Arbeiten über das Zeiterfassungsprogramm 
Zeus die Anpassung der Zusatzvereinbarung (Mobiles Arbeiten) erforderlich. 
 
6.5.3. Verordnung über die Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr 
Der elektronische Rechtsverkehr im staatlichen Bereich ist seit mehreren Jahren verbindlich im Einsatz  
– gleichzeitig ist er immer noch in einer Erprobungsphase. Festgelegt wurde in der im Juni vom Landes-
kirchenrat beschlossenen Verordnung, dass sich die Landeskirche und die Kirchenkreise am elektroni-
schen Rechtsverkehr durch eigene, dafür befähigte Postfächer beteiligen. Für die kirchengemeindliche 
Ebene wäre der Aufwand immens und der Ertrag sehr überschaubar, weil sich nur selten der Bedarf für 
eine Teilnahme ergibt und im Falle des Bedarfs der Kirchenkreis mit der Erledigung beauftragt ist. Dies 
war in der vorherigen Erprobungsphase die angemessene Lösung und wurde durch Erlass der Verord-
nung geregelt und verstetigt. 
Der elektronische Rechtsverkehr in dieser Form hat den Vorteil der schnelleren und zeitgemäßen Absen-
dung gegenüber der bisher anzutreffenden Absendung per Post und Fax von Klagen bei Gericht oder 
Mahnanträgen. 
 
6.5.4. Änderungen im Prädikanten- und Lektorengesetz (PräLG) 
Nachdem die Landessynode das PräLG dahingehend abgeändert hatte, dass Prädikantinnen/Prädikan-
ten und Lektorinnen/Lektoren auch nebenberuflich tätig werden können, waren in die Verwaltungsanord-
nung für die Einzelvergütungen im nebenberuflichen Dienst entsprechende Vergütungssätze aufzuneh-
men. Dies hat das Kollegium am 10.12.2024 beschlossen. Dabei wurde aufgrund von Rückmeldungen 
aus den Kirchenkreisen auch eine kleine Anpassung zur flexibleren Anwendung der Sätze für Verwal-
tungs- und andere Dienste vorgenommen. 
 
Die Landesynode hat am 23.11.2024 die Änderung des PräLG beschlossen. Die Ausführungsverordnung 
war entsprechend anzupassen. Damit haben sich das Kollegium am 26.11.2024 und der Landeskirchen-
rat am 13.12.2024 beschäftigt und entsprechend beschlossen, so dass die Änderungen mit dem Ände-
rungsgesetz am 01.01.2025 in Kraft treten konnten. Neben Anpassungen als Folge der Änderung des 
Gesetzes konnten verschiedene Hinweise aus dem Stellungnahmeverfahren zum Gesetz aufgenommen 
werden. 
 
6.5.5. Kollektenplan der EKM für das Haushaltsjahr 2026  
Der Kollektenplan für das Jahr 2026 wurde von der Landessynode im Mai 2025 beschlossen und ist im 
Amtsblatt 7/2025 veröffentlicht. Das Kollektenplanverfahren 2026 konnte über das Programm „Noah-
works“ erstmals digitalisiert ablaufen. 
 
6.5.6. Richtlinie für die Kasualpraxis der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
Nach der Beratung des Entwurfs der Richtlinie zur Kasualpraxis der EKM in der Herbstsynode 2024 war 
das Stellungnahmeverfahren durch das Landeskirchenamt auszuwerten und der Entwurf entsprechend 
zu überarbeiten. Das Ergebnis wurde den Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt (Kollegium am 
04.03.2025, Landeskirchenrat am 28.03.2025). Danach hat die Landessynode am 10.05.2025 die Richt-
linie beschlossen, so dass sie zwischenzeitlich in Kraft treten konnte. Insoweit gelten zwar weiterhin die 
Regelungen der VELKD und UEK in den alten Teilkirchen. Diese werden jedoch im Zuge der Überarbei-
tung harmonisiert, da die Richtlinie zur Kasualpraxis als Muster beide Ordnungen verbindet. 
 
6.5.7. Änderung der Ordnung der Regionalkonferenz für Gefängnisseelsorge  
Die Regionalkonferenzen für Gefängnisseelsorge arbeiten deutschlandweit in der Regel länderbezogen. 
So war die Ordnung der Regionalkonferenz für Gefängnisseelsorge der EKM bisher auf die Länder Sach-
sen-Anhalt und Thüringen ausgerichtet. Tatsächlich hat sich aber eine Mitarbeit des Seelsorgers der JVA 
Torgau (Sachsen) in der Konferenz entwickelt. Dem wurde mit der Änderung der Ordnung Rechnung 
getragen. 
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6.6. Stellungsnahmen auf EKD-Ebene 
Die EKM hatte Gelegenheit zur Stellungnahme zu verschiedenen Rechtsetzungsvorhaben auf EKD-
Ebene. Die Stellungnahmen werden im Landeskirchenamt erarbeitet, vom Kollegium beschlossen und 
dem Landeskirchenrat zur möglichst vorherigen Zustimmung vorgelegt. Geändert werden soll im Herbst 
2025 das Kirchengerichtsgesetz der EKD in maßvoller Weise. Außerkrafttreten soll die Verordnung des 
Rates der EKD über die Beflaggung der kirchlichen Gebäude aus 1947 – eine wiederentdeckte, nur noch 
formal geltende Rechtsnorm. Verändert werden soll künftig die Zusammensetzung der EKD-Synode, in-
dem sie angesichts zurückgehender Finanzmittel verkleinert werden soll. In allen drei Fällen hat die EKM 
eine Stellungnahme abgegeben und sich für eine sachgemäße Weiterentwicklung des EKD-Rechts aus-
gesprochen. Ein grundsätzlicher Dissens zu den vorgeschlagenen Veränderungen bestand nicht. 
Gegen den Entwurf des Finanzgesetzes hingegen bestehen Vorbehalte, da die EKM sich bei der 
Einführung der HGB-Regeln mehr Flexibilität wünscht. 
 
6.7. Landeskirchliches Archivwesen 
6.7.1. Bibliotheksprojekt der EKM  
Mit Schreiben vom 05.08.2025 wurden der EKM gemeinsam mit der Staatsbibliothek zu Berlin mehr als 
eine Mio. Euro Fördermittel durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) bewilligt, die zur „Er-
schließung und Teildigitalisierung der historischen Kirchenbibliotheken in Sachsen-Anhalt“ eingesetzt 
werden. In diesem Projekt tritt die EKM nach zwei Kooperationsprojekten erstmals selbst als Antragstel-
lerin gegenüber der DFG auf. Im Projektverlauf werden von der DFG Verfahrensstandards gefordert, die 
mit entsprechenden Kollegiumsbeschlüssen für den Bereich der EKM umgesetzt wurden.  
Mit den „Leitlinien zur Verwendung der DFG-Programmpauschale“ werden die Zahlungswege für jene 
anteilig gewährten Finanzmittel reguliert, die indirekte Projektausgaben (Overheadkosten) kompensieren. 
Solche pauschalierten Zuwendungen werden u. a. für Personalkosten in der Drittmitteladministration und 
Forschungsunterstützung sowie für projektbezogene Betriebs- und Sachkosten eingesetzt.  
Durch die „Verwaltungsanordnung zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis und zum Umgang mit 
Verdachtsfällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland“ 
(ABl. Nr. 9 v. 11.09.2025, S. 106-113) wird der DFG-Kodex für „Gute wissenschaftliche Praxis“ in rele-
vante Tätigkeitsfelder und Verantwortungsbereiche der EKM übertragen. Diese Verwaltungsanordnung 
verpflichtet alle in der EKM wissenschaftlich Tätigen zur Einhaltung anerkannter Prinzipien der wissen-
schaftlichen Integrität, regelt die Zugänglichkeit zu Forschungsdaten und etabliert ein Ombudsverfahren 
für Verdachtsfälle wissenschaftlichen Fehlverhaltens. 
 
6.7.2. Perspektive der Archiv- und Bibliothekslandschaft in der EKM 
Die anhaltend hohe Übernahmefrequenz von Archiv- und Bibliotheksbeständen aus Kirchengemeinden 
und -kreisen am Archivstandort Eisenach übersteigt die dort vorhandene Magazinkapazität in absehbarer 
Zeit bei weitem. Angesichts dieser Entwicklung, die von rasanten kirchlichen Strukturveränderungen be-
gleitet wird, hat eine dezernatsübergreifende Arbeitsgruppe des Landeskirchenamtes (A/F), unter Hinzu-
ziehung externer Fachberatung (Horváth/Stuttgart), erste Lösungswege entwickelt, um die Arbeitsfähig-
keit von „Archiv und Bibliothek der EKM“ perspektivisch zu erhalten. Die archivgesetzlich verankerte 
Pflicht zur Sicherung des schriftlichen Kulturgutes verlangt dabei nach ausreichendem Aufnahmeraum 
und fachlicher Betreuung auf dem gesamten Gebiet der EKM. Vordringlich wurde zunächst der unabweis-
bare Magazinbedarf im Südbereich festgestellt. Die Machbarkeit einer baulichen Magazinerweiterung auf 
dem in Eisenach vorhandenen kircheneigenen Grundstück, das unmittelbar an das Landeskirchenarchiv 
angrenzt, soll baldmöglichst geprüft und nach bewährtem Vorbild realisiert werden. In die Entwicklung 
eines weitreichenden Gesamtkonzeptes zur funktionalen Anpassung der Archiv- und Bibliotheksland-
schaft an die fortschreitenden Strukturveränderungen werden die Kirchenkreise im Norden der EKM ein-
bezogen. 
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7. Finanzen und Grundstücke 
7.1. Finanzen  
7.1.1. Bericht zur Vermögensanlage 2024  
Zum 31.12.2024 konnte das eingesetzte Kapitalvermögen mit 2,69 % (Vorjahr 2,27 %) verzinst werden. 
Die stillen Reserven betrugen zum Stichtag 8,24 % (Vorjahr 3,88 %) des Kapitalvermögens und beruhen 
auf Kursgewinnen. Die stillen Reserven dienen zum Ausgleich von Kurzschwankungen und werden nicht 
ausgeschüttet im Gegensatz zu den realisierten Gewinnen aus Zins- und Dividendeneinnahmen. Den 
Einlegern im Grundvermögensfonds wurden 3,24 % (Vorjahr 2,95 %) an Erträgen (Zinsen, Pachteinnah-
men, Forsteinnahmen und Erträge durch Beteiligung an dem Stromverbund) zur Auszahlung gebracht.  
 
Wegen der Gesamtbetrachtung wird auf den gesondert erstatteten Finanzbericht Bezug genommen. 
 
7.2. Grundstücksverwaltung und Grundstücksverkehr 
7.2.1. Statistik Grundstücksangelegenheiten  
Die landeskirchliche Statistik zu den kirchlichen Grundstücksangelegenheiten weist für das Jahr 2024 die 
Veräußerung von 31 ehemaligen Pfarrhäusern aus (Vorjahr: 27); es ist keine Kirche im Berichtszeitraum 
veräußert worden (Vorjahr: 2).  
 
7.2.2. Anpassung der Extremismusklausel in Immobilienangelegenheiten  
Die sogenannte Extremismusklausel ist an die aktuellen Anforderungen angepasst und mittels einer 
Rundverfügung zur Anwendung gebracht worden. Durch die Klausel sollen Grundstücksnutzende und 
Grundstückserwerbende verpflichtet werden, es zu unterlassen, rechtsextreme Veranstaltungen u. ä. auf 
kirchlichen bzw. ehemaligen kirchlichen Flächen durchzuführen oder diese Flächen vom Verfassungs-
schutz beobachteten oder als Verdachtsfall eingestuften Vereinigungen oder Parteien zur Nutzung zu 
überlassen. In die Anpassung der Klausel sind die Erfahrungen der Kirchenverwaltung und Hinweise von 
Notariaten, Kirchenältesten und Grundbuchämtern eingeflossen. Allgemein kann gesagt werden, dass 
eine solche Klausel ungewöhnlich ist, von den Nutzungs- bzw. Erwerbsinteressierten aber angesichts der 
Bedeutung und Historie der Gebäude im Allgemeinen akzeptiert wird. 
 
7.2.3. Neuorganisation der kirchlichen Immobilienverwaltung 
Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeutung der Grundstückserträge für die nachhaltige Finanzie-
rung kirchlicher Aufgaben und angesichts der sich abzeichnenden Herausforderungen für die Haushalts-
lage unserer EKM wird derzeit eine grundlegende Neuordnung der kirchlichen Immobilienverwaltung in 
der EKM angestoßen. Ziel ist es, die Bearbeitung dinglicher Rechtsgeschäfte – insbesondere Erbbau-
rechte, Grundstücksverkehr und Flächen für erneuerbare Energien – künftig kompetent im Landeskir-
chenamt zu bündeln, während die Kreiskirchenämter sich auf die allgemeine Verwaltung und Bewirtschaf-
tung mittels schuldrechtlicher Nutzungsverträge konzentrieren. Die Beteiligungsrechte der Kirchenge-
meinden bleiben dabei selbstverständlich uneingeschränkt gewahrt. Zugleich ist vorgesehen, die Finan-
zierung der gesamten Grundstücksverwaltung – so, wie heute schon die kreiskirchliche Grundstücksver-
waltung finanziert ist – aus den Erträgen der kirchlichen Grundstücke zu bestreiten, um die Verwaltung 
dauerhaft unabhängig von allgemeinen Haushaltseinsparungen zu machen und die Ertragskraft für die 
kirchliche Arbeit und deren Qualität zu sichern. 
 
Dieser Vorschlag versteht sich als Impuls für einen breit angelegten Diskussionsprozess in der Landes-
kirche. Zur Einbindung aller Betroffenen finden, nachdem schon Diskussionen mit den Leiterinnen und 
Leitern der Kreiskirchenämter, den Superintendentinnen und Superintendenten sowie mit dem Haushalts- 
und Finanzausschuss stattgefunden haben, Anfang November 2025 Konsultationstage in Erfurt, Magde-
burg und Halle (Saale) statt, die der gesamten Kirchenöffentlichkeit offenstehen. Die Rückmeldungen aus 
den Diskussionen und Konsultationen werden ausgewertet und fließen in den weiteren Diskurs zu diesem 
Reformvorhaben ein. Erst im Anschluss daran soll ein entsprechender Gesetzesentwurf in einem forma-
len Stellungnahmeverfahren vorgelegt werden.  
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Die angestrebte Neuorganisation ist von großer Bedeutung, um die kirchliche Immobilienverwaltung zu-
kunftsfähig aufzustellen und die finanziellen Grundlagen kirchlichen Handelns, insbesondere in den aus 
Grundstücken finanzierten Bereichen Besoldung und Versorgung des Verkündigungsdienstes, kirchliche 
Bauaufgaben und kirchengemeindliche Arbeit langfristig und nachhaltig zu sichern. 
 
 

8. Weitere Informationen aus dem Landeskirchenamt 
8.1. Interne Steuerung und Strategieüberlegungen 
8.1.1. Sachstandsbericht aus dem Referat A2  
Die Schaffung von Referat A2 ist eines der Ergebnisse des Organisationsentwicklungsprozesses für das 
im Jahr 2011 neu gebildete Landeskirchenamt der EKM. Die zentrale Aufgabe des Referates besteht 
darin, die Selbststeuerungsfähigkeit des Landeskirchenamtes zu verbessern. Das geschieht insbeson-
dere durch die Bereitstellung von Methodenwissen und geeigneten Managementinstrumenten. Als interne 
Beraterinnen und Berater blicken die in Referat A2 tätigen Personen mit einem gleichsam externen Blick 
auf die Dinge. Um dieses kybernetisch anspruchsvolle Setting zu ermöglichen, ist Referat A2 im Präsidi-
aldezernat und nicht in einem der Fachdezernate angesiedelt. Damit ist die Arbeit des Referates auf die 
Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems ausgerichtet. 
Erfolgskritisch für die Arbeit von Referat A2 ist, dass sein Team möglichst interdisziplinär zusammenge-
setzt ist und die einzelnen Personen unterschiedliche berufliche Erfahrungen aus verschiedenen Wis-
senskulturen und Arbeitsfeldern mitbringen. Damit ist sichergestellt, dass ein möglichst großes Spektrum 
an Aufgaben in hoher fachlicher Qualität abgedeckt werden kann.  
Vor dem Hintergrund umfassender Transformationsprozesse in evangelischen Kirchen erweist sich Steu-
erungsfähigkeit immer mehr als Fähigkeit zur Veränderung der eigenen Organisation. Wie dies in der 
Arbeit von Referat A2 konkret aussieht, davon handeln die nachfolgenden Abschnitte. 
 
Der Fokus in der beratenden und befähigenden Begleitung von v. a. Digitalisierungsvorhaben und Ver-
änderungsprozessen durch das Referat A2 liegt aktuell darauf, die Vernetzung und Zusammenarbeit der 
Organisationsbereiche untereinander zu stärken. Dafür werden Methoden und Praktiken innerhalb be-
währter Formate wie z. B. Projekt- und Prozessretrospektiven erprobt, auf die Organisation angepasst 
und den Mitarbeitenden für die tägliche Arbeit zur Verfügung gestellt. Die aktive Einbindung aller Betei-
ligten ermöglicht dabei das Entstehen praxisnaher und nachhaltiger Verbesserungen in der Zusammen-
arbeit und unterstützt so nicht zuletzt eine konsistente, prozessorientierte und damit revisionssichere Ak-
tenführung. 
 
Im Bereich der Digitalisierung wurde ein Schwerpunkt auf den Bereich der mittleren Ebene gelegt. 
Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Kreiskirchenämtern und Landeskirchenamt wurde ein 
Format für die Vernetzung und den Austausch der IT-Betreuerinnen und -Betreuer etabliert. Die größeren 
geografischen Distanzen der Verwaltungseinheiten und die Koordination nun mehrerer Standorte durch 
die Fusionierung von Kirchenkreisen und Kreiskirchenämtern erfordern und begünstigen eine kritische 
Bestandsaufnahme und Anpassungen im Bereich der digitalen Prozesse und deren Werkzeuge. Ziel ist 
es, auf der mittleren Ebene Strukturen zu etablieren, welche es ermöglichen, das Zeitfenster dieser struk-
turellen Änderungen auch zur Homogenisierung der IT- und Digitalisierungsinfrastrukturen zu nutzen. 
 
Der im vergangenen Jahr in der Zusammenarbeit mit dem Dezernat Bildung und Gemeinde erarbeitete 
Projektleitfaden wurde angewendet, um ein Projekt zur Digitalisierung von Bauanträgen aufzusetzen. 
 
8.1.2. Beirat Digitalisierung und IT 
Der Beirat Digitalisierung und IT berät die kirchenleitenden Gremien zu Fragen der Digitalisierung. Die im 
Bericht zur Herbstsynode 2024 vorgestellten Arbeitsgruppen haben ihre Arbeit aufgenommen. 
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Die als Projektziel des Projektes „EKM im digitalen Fokus“ festgelegte Erarbeitung einer Digitalstrategie 
wurde im Beirat aufgenommen. In einem ersten Schritt erarbeiten Arbeitsgruppen Positionen einzelner 
kirchlicher Handlungsfelder. Anschließend werden mögliche Zielkonflikte identifiziert und aufgelöst. Ziel 
ist es, den Gremien und der Synode am Ende des Prozesses Leitlinien vorzulegen, die klare Vorgaben 
mit der Entscheidungsfreiheit vor Ort in Einklang bringen. 
Eine zentrale Herausforderung hierbei ist, dass das Eingehen von tragfähigen Kompromissen notwendig 
ist. Eine Strategie zur Digitalisierung muss dabei selbstverständlich eingebettet sein in die mittel- und 
langfristigen Planungen der Landeskirche. Digitalisierung ist kein Selbstzweck, sondern soll Haupt- und 
Ehrenamtliche in ihrer Arbeit unterstützen, sowohl in der Verkündigung, Bildung und Seelsorge als auch 
in der Verwaltung. Auf entsprechende Zielvorgaben ist der Beirat angewiesen, in der Arbeit der Arbeits-
gruppen zeigt sich aber auch, dass die Landeskirche in der Lage ist, diese zu erarbeiten. 
Erste Ergebnisse der Beratungen wurden dem Kollegium vorgelegt, darunter die Strategie zur IT-Sicher-
heit als Bestandteil der Digitalstrategie. Daraus abgeleitete Maßnahmen fließen bereits in die Infrastruk-
turplanung des fusionierenden Kreiskirchenamts Erfurt/Eisenach ein. 
Für ehrenamtlich Engagierte in der EKM wurde ein Personenkreis definiert, der Zugang zur M365-Infra-
struktur der Landeskirche erhalten soll. Am Aufbau der dazu notwendigen Verwaltungsstrukturen und der 
Koordination der Abläufe zwischen Landeskirchenamt und den Kreiskirchenämtern wird derzeit gearbei-
tet. 
Es zeigte sich in den Beratungen zu einheitlichen Arbeitsplatzausstattungen, dass die Einschätzungen 
zum Stand der Digitalisierung und der Infrastrukturen in verschiedenen Bereichen der Landeskirche stark 
variieren. Ein Abgleich der Perspektiven ist daher notwendig. Der Beirat für Digitalisierung und IT arbeitet 
daher an einer Bestandsaufnahme des Ist-Zustandes der IT-Infrastrukturen. 
 
8.1.3. Projekt „Digitalisierung der Personalakte“ 
Um die Digitalisierung der Verwaltung auch für den Bereich der öffentlich-rechtlich Beschäftigten weiter 
umzusetzen, hat am 05.11.2024 das Kollegium dem Dezernat P den Auftrag zur Durchführung des Pro-
jektes „Digitalisierung der Personalakte“ erteilt und den Projektplan bestätigt. Am 01.01.2025 ist das Pro-
jekt planmäßig gestartet.  
Das Projekt besteht aus vier Phasen: einer Vorbereitungsphase (u. a. Erstellung Projektauftrag, Prozess-
management-Schulungen); der Initiierungsphase (u. a. Definition der Arbeitspakete, Kick-Off-Veranstal-
tung, Erstellung Projektplan und diversen Schulungen z. B. zum Thema Datenschutz); der Umsetzungs-
phase für die Prozesse Besetzungsverfahren Pfarrstelle, Personalbewirtschaftung Onboarding und Off-
boarding sowie die Personalbewirtschaftung Veränderungen und entsprechende Schulung der Mitarbei-
tenden. Eine Evaluation beendet das Projekt. 
Zum Phasenstatus: die Vorbereitungsphase und die Initiierungsphase sind bereits abgeschlossen. Das 
Projekt befindet sich derzeit in der Umsetzungsphase, in der aktuell am ersten Prozess, dem Besetzungs-
verfahren für Pfarrstellen, gearbeitet wird. 
 
8.2. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
8.2.1. #VerständigungsOrte 
Bei #VerständigungsOrte handelt es sich um Räume, in die Menschen eingeladen werden, um ihr Abdrif-
ten in die gesellschaftliche Polarisierung aufzuhalten und ins Gespräch zu kommen. Dabei können be-
sondere Dialog-Formate zur Anwendung kommen, die moderiert werden. Ziel ist es, Gesprächsbarrieren 
zu überwinden. Den Kirchen wird dies zugetraut. EKD und midi haben deshalb eine Kampagne aufgelegt 
und diese in die Landeskirchen getragen. Um diese in der EKM bekannt zu machen und Gemeinden zu 
befähigen, aktiv zu werden, wurde eine Handreichung in Kooperation mit dem Gemeindedienst und der 
Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt verfasst und als Beilage in EKM intern veröffentlicht. Zudem 
wurden Eindruck-Plakate entwickelt und im OnlineShop der Öffentlichkeitsarbeit kostenlos bereitgestellt, 
damit die Veranstaltungen beworben werden können: www.ekmd.de/service/onlinebestellen/ekmshop  
 
 

http://www.ekmd.de/service/onlinebestellen/ekmshop
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8.2.2. Relaunch der EKM-Website 
In einem aufwendigen Prozess wurde die Webseite der EKM neu gestaltet; es ist die nunmehr siebte 
Version des Internetauftritts. Damit werden mehr Inhalte – insbesondere aus dem Bereich „Glaube“ – auf 
der Startseite präsentiert. Die Suchfunktion wurde erheblich verbessert, eine hell/dunkel-Option einge-
führt und unter den Top-Themen im Header-Bereich der Seite ein Platz für Spendenaktionen vorgesehen. 
 
8.2.3. Neu: EKM-Podcast  
Gestartet ist ein neues Format der EKM-Öffentlichkeitsarbeit: Der EKM-Podcast „geschüttelt und gerührt“. 
Hier werden von der crossmedialen Redakteurin Solveig Grahl Menschen aus der EKM für 30 bis 45 
Minuten ins Gespräch gezogen, um näher an Arbeitsfelder heranzuzoomen und die Kulissen hinter ihren 
Tätigkeiten und ihrem Engagement auszuleuchten. Gefragt wird: Was hat Sie in der vergangenen Zeit 
gerührt, was hat Sie geschüttelt? 
Hier geht es zu dem Podcast, der auch überall dort zu hören ist, wie Podcasts sich finden lassen: 
www.ekmd.de/aktuell/projekte-und-aktionen/geschuettelt-geruehrt-der-ekm-podcast  
 
8.2.4. Social-Media-Sommeraktion  
„… der Engel Spur“ war das Thema der diesjährigen Sommeraktion. Eingeladen wurde, Engeldarstellun-
gen in Kirchen zu fotografieren, die über die Social-Media-Kanäle der EKM verbreitet und auf der EKM-
Webseite veröffentlicht wurden. Die Resonanz war größer als bei jeder anderen Sommeraktion. Mit den 
Motiven wurden drei Postkarten gedruckt; die erste Auflage war nach kurzer Zeit vergriffen, so dass nach-
gedruckt werden musste. Die Postkarten gibt es im OnlineShop: www.ekmd.de/service/onlinebestel-
len/ekmshop  
 
8.3. Entwicklungen in der IT-Arbeit des Landeskirchenamtes 
Anfang des Jahres 2025 wurde eine IT-Sicherheitsstrategie 2025-2029 entwickelt und bereits im Februar 
2025 durch das Kollegium bestätigt. Eine Anpassung bzw. Aktualisierung soll jährlich erfolgen und an die 
Gegebenheiten angepasst werden. Seit diesem Zeitpunkt sind alle IT-seitigen Vorhaben im Vorfeld mit 
der IT-Sicherheitsstrategie abzustimmen. 
 
Die IT-Strategie beschreibt die strategische Ausrichtung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
für die kommenden Jahre aus Sicht der Informationssicherheit. 
Das Dokument erläutert einerseits die Perspektive auf die zukünftige Entwicklung, andererseits den vor-
gefundenen Ist-Stand der IT-Infrastruktur, differenziert nach den jeweiligen Organisationsebenen. 
Weitere Schwerpunkte sind: 
• die künftige Ausrichtung beim Einsatz von Cloud-Diensten, 
• die Modernisierung der IT-Infrastruktur über alle Ebenen hinweg, 
• sicherheitsstrategische Maßnahmen sowie der Datenschutz, 
• technologische und insbesondere organisatorische Maßnahmen, 
• Berichterstattung, Überwachung sowie die Gestaltung und Dokumentation der zugehörigen Prozesse. 
Für die konsequente und zukunftssichere Umsetzung der IT-Sicherheitsstrategie ist ein wirksames Kon-
sequenzmanagement unerlässlich. Nur so kann zeitnah und im Einklang mit geltenden Normen und re-
gulatorischen Vorgaben gehandelt werden. 
 
8.3.1. Sachstandsbericht Sachgebiet IT 
Für den Berichtszeitraum ist die Umsetzung des Standortkonzepts des Dezernates B bestimmend. Das 
Sachgebiet IT begleitete den Umbau des Franziska-von-Selmenitz-Hauses in Halle und betreute die Um-
züge der Mitarbeiterinnen der EFiM und des PTI an diesen Standort. Gleiches gilt auch für den Umbau 
des Werkehauses in Neudietendorf, in das zusätzlich zur Geschäftsstelle des BEJM nun auch das Schul-
beauftragtenbüro für den Bereich Erfurt-Eisenach eingezogen ist. Im Evangelischen Zentrum Neudieten-
dorf wurde der Betrieb der Beherbergungsstätte auf ein Onlinesystem umgestellt. Bei dieser Gelegenheit 

http://www.ekmd.de/aktuell/projekte-und-aktionen/geschuettelt-geruehrt-der-ekm-podcast
http://www.ekmd.de/service/onlinebestellen/ekmshop
http://www.ekmd.de/service/onlinebestellen/ekmshop
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wurde die Infrastruktur des Zinzendorfhauses vom Netzwerk des Evangelischen Zentrums getrennt. Da-
mit wird den sehr unterschiedlichen Anforderungen der einzelnen Einrichtungen an die Netzwerkverfüg-
barkeit entsprochen. Der Umzug des Lothar-Kreyssig-Ökumenezentrums nach Leipzig ist verschoben 
worden, weil sich die vorbereitenden Arbeiten im Leipziger Missionswerk erheblich ausgeweitet haben. 
 
Im großen Netzwerkverbund der landeskirchlichen Einrichtungen gehen die Konsolidierungsmaßnahmen 
voran. Die Standorte Halle und Werkehaus Neudietendorf haben neue Server und IT-Infrastruktur erhal-
ten. Auch in den landeskirchlichen Archiven Eisenach und Magdeburg wurde die IT-Infrastruktur aktuali-
siert.  
Im Berichtszeitraum erfolgte die Umstellung auf ein neues cloudgestütztes Helpdesk-System. Mit diesem 
ist es möglich, dass alle Teilnehmenden am Mailsystem der Landeskirche ihre Supportanfragen rund um 
M365-Konten auf einer Webseite ansehen, verfolgen und mit dem bearbeitenden Team interagieren kön-
nen. Die Vorgängerversion war auf das verwaltete Netzwerk des Landeskirchenamtes beschränkt. 
 
Die vorgesehene Umstellung der Verwaltung der Funktionspostfächer konnte zunächst nicht realisiert 
werden, weil das beauftragte Softwarehaus nicht reagiert hat. Inzwischen wurde eine Web-Plattform zur 
Verwaltung der Mailkonten in Testbetrieb genommen. Die ersten Funktionen zum Anlegen von Mailkon-
ten sind bereits realisiert. Es bedarf zwar noch einiger Vorbereitungen, wir sind aber zuversichtlich, dass 
diese Plattform auch für die Verwaltung der Funktionspostfächer eingesetzt werden kann. 
 
Die Bereitstellung und Betreuung von fachspezifischen Anwendungen gehören mit zu den Aufgaben des 
Sachgebiets. Im Berichtszeitraum wurden zentrale Anwendungen aus dem Evangelischen Zentrum wie 
z. B. die Seminarverwaltung der Ev. Akademie Thüringen und dem Landeskirchenamt auf Terminalserver 
übertragen, um den Zugriff auf diese Anwendungen auch aus dem mobilen Arbeiten zu ermöglichen. Wir 
haben dabei immer wieder feststellen müssen, dass die verwendeten Produkte nicht den benötigten Si-
cherheitsstandards entsprachen oder veraltet waren. Entsprechend umfangreich fielen daher die Aufwen-
dungen für diese Arbeiten aus. In dieses Aufgabengebiet fällt auch die Funktionserweiterung nach Ab-
sprache mit den Fachabteilungen. So haben wir z. B. die Liegenschaftsverwaltung um die Funktionalität 
von Geoinformationsüberlagerung erweitert und werden mit Jahresende die Anbindung dieses Fachsys-
tems an unser Buchungssystem KFM abgeschlossen haben. 
 
Im laufenden Geschäft werden momentan 2.830 persönliche Mailkonten verwaltet. Hinzu kommen 955 
Funktionspostfächer. Die Mitarbeitenden im IT-Support bearbeiten größtenteils Anhang- und Linkfreiga-
ben. Die Anfragen zu vergessenen Kennwörtern sind zurückgegangen. Das Sachgebiet verantwortet wei-
terhin die Neuausstattungen und den Turnustausch von Arbeitsplätzen im verwalteten Netzwerk des Lan-
deskirchenamtes. 
Das Sachgebiet betreut die Anwenderinnen und Anwender im Serververbund vollumfänglich; für Mitar-
beitende in Kirchenkreisen und -gemeinden werden Hilfestellungen in Form von Benutzereinrichtung bei 
Ein- und Austritten, Passwortänderungen und grundlegende Funktionstests geleistet. 
Der Serververbund umfasst diese Standorte: 
 

Landeskirchenamt mit den Standorten Erfurt und Magdeburg 
• Beide landeskirchliche Archivstandorte in Eisenach und Magdeburg und der Projektstandort 

Augustinerkloster Erfurt 
• Evangelisches Zentrum in Neudietendorf 
• Werkehaus in Neudietendorf 
• Rechnungsprüfungsamt in Erfurt mit seinen Außenstellen in Eisenach, Gera, Merseburg und 

Stendal 
• Felicitas-von-Selmenitz-Haus Halle 
• Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle Erfurt 
• Zentrum für Kirchenmusik Erfurt. 
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Im Sachgebiet IT arbeiten derzeit sieben Personen mit insgesamt sieben VbE und zwei Auszubildende. 
Im Vergleich zu anderen Landeskirchen ist das wenig Personal und es ist festzustellen, dass manches 
Projekt nicht abgeschlossen werden kann, weil dafür nicht die notwendigen personellen Ressourcen vor-
handen sind. 
 
8.4. Organisationentwicklung und Personalsituation des Landeskirchenamtes 
8.4.1. Stellenstruktur Lothar-Kreyssig-Ökumenezentrum (LKÖZ) 
Für das Lothar-Kreyssig-Ökumenezentrum wurde eine neue Stellenstruktur beschlossen, die bereits auf 
den – aktuell für 2027 – geplanten Umzug des LKÖZ an den Standort Leipzig orientiert. 
Die Referatsleitung und die Leitung des Zentrums wurden personell zusammengefasst. Dadurch konnte 
der bisherige Leiter die Leitung des Fachbereichs „Frieden und Umwelt“ übernehmen. Dieser Fachbereich 
gewinnt durch die Anstellung von zwei Klimaschutzmanagern und einer Umweltreferentin an fachlicher 
Profilierung, die dem wichtigen Thema Klima- und Umweltschutz in Landeskirche, Kirchenkreisen und 
Kirchengemeinden entspricht. Dem Fachbereich „Partnerschaften und Ökumenisches Lernen“ wird der 
Kirchliche Entwicklungsdienst zugeordnet. 
 
8.4.2. Strukturanpassungen Dezernat B  
Das Dezernat Bildung und Gemeinde befindet sich angesichts der Finanzprognose in einem umfassen-
den Prozess (Werkeprozess). Ziel ist es, eine tragfähige und flexible Struktur für die Erfüllung der nötigen 
Aufträge bei konsequenter Bearbeitung der Aufgabenkritik zu entwickeln. Die Dezernatskonferenz des 
Dezernates Bildung und Gemeinde hat sich im November 2024 auf einen Zeitplan für die nächsten 
Schritte der Strukturanpassung verständigt. Unter der Vorrausetzung, dass eine Prognose regelmäßig 
überprüft werden muss und ggf. anzupassen ist, bedeutet dies für den Umbau der landeskirchlichen 
Struktur der unselbständigen Einrichtungen und Werke: 
 
A) Die zu entwickelnde Organisationsstruktur soll eine möglichst hohe Resilienz im Hinblick auf sich 

weiter verändernde Kontexte der Arbeit bieten. 
B) Die Ordnungen beschreiben, dass für die unselbständigen Werke die Verantwortung für Strukturent-

scheidungen im Landeskirchenamt (Referat – Dezernat – Kollegium) liegt, für Standortfragen der 
Landeskirchenrat zu beteiligen ist. Daran ist festzuhalten. 

C) Wo Werke und Einrichtungen mit Beiräten und Kuratorien verbunden sind, sind diese im Prozess zu 
beteiligen. 

 
Für die nötige Aufgabenkritik hat sich das Dezernat Bildung und Gemeinde maßgeblich an Artikel 2 der 
Verfassung orientiert. Es ist deutlich, dass die Aufgabenkritik für zukünftige Schwerpunktsetzung nur ver-
hältnismäßig eingeschränkt auf statistische Zahlen bauen kann. Hier geht es um Entscheidungen zur 
zukünftigen Profilbildung. Die Entscheidungen müssen sich einerseits von den Lösungen der Vergangen-
heit (die waren zu einer früheren Zeit meist funktional) lösen und gleichzeitig dem Kriterium der tatsäch-
lichen Validität für den Weg unserer Kirche in die Zukunft genügen. Weiterhin erweist es sich im Ganzen 
als erschwerend, dass im kirchlichen Kontext kaum Instrumente zur Messung der Wirksamkeit über Fra-
gen nach dem, wo wir wen erreichen, entwickelt worden sind. 
Die Dezernatskonferenz hat weitere Schritte zur zukünftigen Schwerpunktsetzung verabredet. 
 
Kenntnisnahme des Zwischenstandes zum Umbau des Dezernates 
So gibt es die Grundsatzentscheidung, anstelle der kleinteiligen Einrichtungs- und Werkestruktur drei bis 
vier Arbeitsbereiche in Deckung mit den inhaltlichen Referaten zu bringen. Diese Struktur schafft eine 
resilientere Arbeitsstruktur, die dynamischer als bisher auf Änderungen in den Kontexten und der kirchli-
chen Arbeit reagieren kann.  
1. Die Dezernatsstruktur in B wird vorbehaltlich der regelmäßigen Überprüfung des Vorhabens schritt-

weise von sechs Referaten auf vier konzentriert. 
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2. Das Dezernat B wird für alle Werke und Einrichtungen eine konsequente Aufgabenkritik verstetigen. 
3. Die dem Dezernat B zugeordneten Werke und Einrichtungen werden in wenigen (drei bis fünf) Ar-

beitsbereichen miteinander verbunden. Diese Arbeitsbereiche können an unterschiedlichen Orten der 
Flächenkirche EKM angesiedelt werden. 

Dieser Veränderungsprozess ist an Kriterien gebunden. Berücksichtigt werden berufsbiographische As-
pekte, Erkenntnisse aus der Aufgabenkritik und die strikte Einsparung von Sachkosten. 
 
Stand der Veränderungen in den Referaten: 
 
Referat Bildung mit Kindern und Jugendlichen (B3) 
Mit der Zusammenführung der bisherigen landeskirchlichen unselbständigen Einrichtungen (Kinder- und 
Jugendpfarramt, Pädagogisch-Theologisches Institut, Schulbeauftragte und Dachverband BEJM) in einer 
Organisationseinheit/einen Arbeitsbereich werden durch konzeptionelle und strukturelle Verschränkung 
Ressourcenrückgänge aufgefangen. Als prioritär erkannte Aufgaben können durch die kooperative Zu-
sammenarbeit innerhalb des einen Arbeitsbereiches der zuvor getrennten Werke und Einrichtungen auch 
mit weniger Kräften (Personalstellen) leistbar bleiben. Für die vorgesehene Zusammenführung ist eine 
gemeinsame Verwaltungsstruktur grundlegend. Deshalb wurden alle Verwaltungsstellen in einer Verwal-
tungseinheit zusammengefasst und im Doppelhaushalt 2026/2027 erstmals zusammen ausgewiesen. In 
der Planung des neuen Doppelhaushaltes wurden die Veränderungen durch Neuzuordnungen berück-
sichtigt. Dadurch wird der Arbeitsbereich für zukünftige Herausforderungen der Aufgabenkritik und -pro-
filierung deutlich flexibler als in der aktuellen Situation. Damit werden auch erste Personaleinsparungen 
ersichtlich. Die fördertechnischen Bedingungen müssen in der Darstellung berücksichtigt werden. 
 
Das Pädagogisch-Theologische Institut der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der Evangeli-
schen Landeskirche Anhalts (PTI) wurde im Jahr 2024 dem Landeskirchenamt der EKM/Referat Bildung 
mit Kindern und Jugendlichen als Arbeitsstelle zugeordnet. Die bisherigen Aufgaben in den Bereichen 
Religionsunterricht und Schule werden im Felicitas-von-Selmenitz-Haus in Halle weiterhin in Zusammen-
arbeit mit der Evangelischen Landeskirche Anhalts erfüllt. Aufgrund der vollständigen Einbindung in die 
unmittelbare Arbeitsorganisation des Landeskirchenamts hat das PTI seine Einordnung als unselbstän-
dige kirchliche Einrichtung mit eigener Leitungsstruktur verloren. Die Ordnung des PTI wurde zum 
01.04.2025 aufgehoben. 
 
Nach der Ordnung für den Bund Evangelischer Jugend in Mitteldeutschland bilden die kirchlich anerkann-
ten evangelischen Jugendverbände mit der Evangelischen Jugend in Mitteldeutschland einen Dachver-
band. An den vom Dachverband akquirierten und verwalteten kirchlichen und staatlichen Fördermitteln 
partizipieren die beteiligten Verbände. Ein von der Geschäftsstelle und dem Vorstand des BEJM im Aus-
tausch mit jungen Menschen verantworteter Prozess erbrachte, dass zukünftig in der Gremienarbeit: 
- mehr junge Menschen unter 27 Jahren mitentscheiden sollen, 
- insbesondere junge Sitzungsgäste ausreichend zu Wort kommen müssen, 
- eine Halbierung der Amtszeit der von der Jugendkammer gewählten Vorstandsmitglieder auf zwei 

Jahre für mehr Partizipation sorgen soll und 
- bei der Erzielung von Beratungsergebnissen verstärkt auf Effizienz geachtet werden muss. 
 
Zur Absicherung der gewünschten Verbesserungen wurde die Ordnung für den Bund Evangelischer Ju-
gend in Mitteldeutschland geändert. Die Änderungen traten am 01.01.2025 – rechtzeitig vor Neubildung 
der Gremien – in Kraft. Die Änderung erbrachte auch Verwaltungsvereinfachungen für die Geschäftsfüh-
rung des BEJM und für das Landeskirchenamt. 
 
Das Kinder- und Jugendpfarramt der EKM soll ab dem Jahr 2026 in die Arbeitsorganisation des Landes-
kirchenamts/Referat Bildung mit Kindern und Jugendlichen B3 eingegliedert werden. Die Organisation als 
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eine unselbständige kirchliche Einrichtung mit eigener Leitungsstruktur entfällt. Die Landesjugendpfarre-
rin oder der Landesjugendpfarrer wird – von leitenden Verwaltungsaufgaben entlastet – über ein höheres 
Zeitbudget für theologische, insbesondere geistliche und seelsorgerliche Aufgaben verfügen. Die Pfarr-
stelle wird so wie bisher – genau wie die anderen fortbestehenden Personalstellen – im Stellenplan des 
Landeskirchenamts geführt. Die Umorganisation des landeskirchlichen Arbeitsbereichs erfordert eine Än-
derung des Kirchengesetzes zur Ordnung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der EKM vom 
22.11.2014. Die Arbeit unserer Kirchengemeinden und Kirchenkreise mit Kindern und Jugendlichen bleibt 
hiervon unberührt. 
 
Referat Bildung mit Erwachsenen und Familien (B4) 
Die Strukturanpassung im Bereich des Referates B4 „Bildung mit Erwachsenen“ hat im ersten Umset-
zungsschritt zu mehreren Umzügen an gemeinsame Standorte geführt (Evangelische Frauen in Mittel-
deutschland in das Felicitas-von-Selmenitz-Haus in Halle, Evangelische Erwachsenenbildung Thüringen 
und Evangelische Arbeitsgemeinschaft Familie ins Werkhaus in Neudietendorf). Damit fließen die Mieten 
in die eigenen Häuser. Die Möglichkeiten von Synergien im Rahmen von Infrastruktur und Verwaltung 
werden ausgebaut. 
In den Werken und Einrichtungen des Referates werden Wiederbesetzungen freiwerdender Stellen auf 
ihre Notwendigkeit geprüft. Im Bedarfsfalle erfolgen diese nur befristet. 
Die beiden Akademien in Wittenberg und Neudietendorf befinden sich in einem Prozess des Zusammen-
gehens. Ziel ist eine mitteldeutsche Akademie an zwei Standorten, welche in der Größe der Landeskirche 
wirksam wird und sowohl Agilität als auch Sicherheit ermöglicht. 
 
Für den gesamten Bereich „Erwachsenen-, Familien-, Senioren- und Hochschulbildung“ wird eine neue 
Grundstruktur entwickelt. Bis Ende 2026 ist die Struktur geklärt und wird mit der HH-Planung für 2028/29 
umgesetzt. 
 
Referat Gemeindeentwicklung und Seelsorge (B5) 
Das Referat B5 Gemeinde und Seelsorge ist mit Referatsleitung, Sachbearbeitung und den zugehörigen 
Arbeitsbereichen Seelsorge, Erprobungsräume, Gemeindedienst und Onlinekirche im Oktober 2025 in 
den Anbau der Alten Apotheke in Neudietendorf umgezogen. Ziel der Umzugsmaßnahmen ist es, durch 
die räumliche Nähe inhaltliche und strukturelle Synergien entsprechend den Grundsatzbeschlüssen zu 
schaffen. 
Geplant ist, dass das gesamte Gebäude ab 2028 vom Dezernat Bildung und Gemeinde bewirtschaftet 
wird und so landeskirchliche Mittel eingespart werden können. 
 
Die Dienstaufsicht für die Gefängnisseelsorge bleibt nach der Aufhebung der Beschlussfassung bei den 
Kirchenkreisen. Das Landeskirchenamt ist gemäß Vereinbarung mit den Kirchenkreisen in der Lage, vor-
läufige Maßnahmen der Dienstaufsicht in Eilfällen zu treffen. Damit konnte den Wünschen der Justizver-
waltungen Rechnung getragen werden. 
 
 

9. Personalnachrichten 
(in chronologischer Reihenfolge) 

• Kirchenrat Christian Klein wurde für den Zeitraum vom 19.12.2024 zunächst längstens für fünf Jahre 
bis zum 31.12.2029 und dann darüber hinaus für sich ggf. anschließende Übergangsfristen vom 
Dienst als Leiter des Rechnungsprüfungsamtes der EKM für seine Tätigkeit Staatssekretär im Thü-
ringer Ministerium für Justiz, Migration und Verbraucherschutz beurlaubt. 

• Felix Lehrke wurde zum 01.01.2025 im Rahmen eines auf zwei Jahre befristeten privatrechtlichen 
Arbeitsvertrages die landeskirchliche Pfarrstelle des Referenten der Regionalbischöfin Sprengel 
Magdeburg II im Umfang von 50 % eines vollen Stellenumfangs übertragen. 
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• Pfarrerin Anne Simon ist zum 31.03.2025 aus dem Dienst als Referentin des Präsidenten des Lan-
deskirchenamtes der EKM ausgeschieden. 

• Pfarrerin Juliane Baumann wurde zum 01.04.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle der Rundfunkbe-
auftragten der EKM im Umfang von 75 % befristet für sechs Jahre übertragen. 

• Pfarrerin Annemarie Sommer wurde zum 01.04.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle der Referentin 
des Präsidenten des Landeskirchenamtes der EKM für die Dauer von drei Jahren im Umfang von 50 
% eines vollen Stellenumfangs übertragen; zusätzlich ist sie mit dem Taufprojekt im Dezernat B mit 
50 % befristet vom 01.04.2025 bis 31.03.2028 beauftragt. 

• Kirchenrat Dr. Thomas Schlegel, Leiter des Referats B5 Gemeinde und Seelsorge im Landeskir-
chenamt, wurde zum 01.06.2025 befristet bis zum 31.05.2031 im kirchlichen Interesse gemäß § 70 
Abs. 2 Satz 1 PfDG.EKD für den Dienst als Leiter der Evangelischen Arbeitsstelle für missionarische 
Kirchenentwicklung und diakonische Profilbildung (midi Berlin) beurlaubt. 

• Pfarrerin Petra Albert wurde zum 01.07.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle der Referentin für Seel-
sorge im Referat Gemeinde und Seelsorge im Dezernat Bildung und Gemeinde befristet für sechs 
Jahre übertragen. 

• Pfarrerin Jana Petri wurde zum 01.08.2025 die Stelle der Referatsleiterin für das Referat Gemeinde 
und Seelsorge (B5) im Dezernat Bildung und Gemeinde des Landeskirchenamtes der EKM befristet 
für sechs Jahre übertragen. 

• Pfarrer Christian Rämisch wurde zum 01.08.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle für den Interims-
dienst IV in Kirchengemeinden der EKM befristet für sechs Jahre übertragen. 

• Pfarrerin Dr. Eveline Trowitzsch wurde zum 01.08.2025 die Übertragung der landeskirchlichen Pfarr-
stelle der Studienleiterin in den Arbeitsfeldern Religionspädagogische Ausbildung der Vikarinnen 
und Vikare und Schulseelsorge im Referat P4 (Ausbildung und Hochschulwesen) um drei Jahre 
verlängert. 

• Superintendent Christof Enders, Bad Liebenwerda, wurde zum 01.09.2025 befristet bis zum 
31.08.2031 im kirchlichen Interesse gemäß § 70 Abs. 2 Satz 1 PfDG.EKD für den Dienst als ZDF-
Senderbeauftragter in der Rundfunkarbeit im Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik 
(GEP) gemeinnützige GmbH für den Medienbeauftragten des Rates der EKD beurlaubt. 

• Barbara Füten wurde zum 01.09.2025 für die Dauer von zehn Jahren als Dezernentin des Dezerna-
tes Finanzen des Landeskirchenamtes der EKM zur Oberkirchenrätin ernannt. 

• Pfarrerin Dr. Angela Kunze-Beiküfner wurde zum 01.09.2025 die Übertragung der landeskirchlichen 
Pfarrstelle für Studierenden- und Hochschularbeit in Magdeburg um weitere sechs Jahre bis zum 
30.08.2031 verlängert. 

• Pfarrer Friedrich Zimmermann wurde zum 01.10.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle „Projektstelle 
Erprobungsräume“ mit 50 % Dienstumfang befristet bis zum 31.12.2028 übertragen. 

• Pfarrerin Kathrin Drohberg wurde zum 15.10.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle der Schulbeauf-
tragten für die Region Stendal-Magdeburg bis zum Eintritt in den Ruhestand am 01.10.2032 über-
tragen. 

• Oberkirchenrat Stefan Große, Dezernent des Dezernates Finanzen des Landeskirchenamtes der 
EKM, wurde zum 31.10.2025 in den Ruhestand versetzt. 

• Pfarrerin Angelika Hundertmark wurde zum 01.11.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle der Studien-
leiterin am Pastoralkolleg der EKM in Drübeck befristet für sechs Jahre übertragen. 

• Pfarrer Thomas Meyer wurde zum 01.11.2025 die landeskirchliche Projekt-Pfarrstelle für besondere 
Aufgaben in den letzten Dienstjahren befristet auf drei Jahre übertragen. 

• Pfarrerin Felicitas Kühn wurde zum 01.12.2025 die landeskirchliche Pfarrstelle der Referentin der 
Regionalbischöfin Sprengel Magdeburg II für die Dauer von drei Jahren übertragen. 

• Pfarrerin Tanja Pilger-Janßen, Berlin (EKBO) wurde zum 01.01.2026 zur Superintendentin des künf-
tigen Kirchenkreises Saale-Unstrut gewählt. Die Stelle ist für die Dauer von 10 Jahren übertragen. 
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• Pfarrerin Dr. Karen Schmitz wurde zum 01.01.2026 die Übertragung der landeskirchlichen Pfarrstelle 
für Studierendenbegleitung am Karl-von-Hase-Haus und der Theologischen Fakultät der Friedrich-
Schiller-Universität Jena bis zum Eintritt in den Ruhestand verlängert. 

• Pfarrerin Ann-Sophie Wetzer wurde zum 01.01.2026 die landeskirchliche Pfarrstelle für die regionale 
Studienleitung für die Vikarsausbildung in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland für die 
Dauer von sechs Jahren übertragen. 

• Pfarrerin Bianka Uebach-Larisch wurde zum 01.02.2026 die Übertragung der landeskirchlichen 
Pfarrstelle der Schulbeauftragten für die Region Eisenach-Erfurt bis zum Eintritt in den Ruhestand 
am 01.09.2027 verlängert. 

• Pfarrerin Dr. Ute Niethammer, Freiburg i. Br. (EKiBa), wurde zum 01.03.2026 als Superintendentin 
des Kirchenkreises Halle-Saalkreis gewählt. Die Stelle ist ihr für die Dauer von 10 übertragen. 

• Pfarrerin Claudia Neumann wurde zum 01.07.2026 die Übertragung der landeskirchlichen Pfarrstelle 
Referentin für Ehrenamtsarbeit und Gemeindeberatung im Gemeindedienst der EKM befristet bis 
zum 30.06.2028 verlängert. 


